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neue und mitunter bedeutende Erfin-
dungen hervorgebracht haben.

Was der Autor zu erwähnen vergisst: Die 
angesprochene Innovativkraft und das 
geistige Potenzial der FabrikarbeiterInnen 
wurden nicht einmal annähernd honoriert, 
von einer gerechten Entlohnung ganz zu 
schweigen. Etwa dreißig Jahre später war 
die elektrotechnische Revolution in vollem 
Gange, an der Lohnfront hatte sich aber 
wenig geändert. Die Zeitschrift der freige-
werkschaftlichen Metallarbeiterorganisa-
tion berichtete 1901 über die Lage der Me-
chaniker: In den letzten Jahrzehnten hat 
die Mechanik allerdings einen riesigen 
Aufschwung genommen. Die Erfindun-
gen, die auf allen Gebieten, insbeson-
dere der Elektrotechnik gemacht wur-
den, hatten das Aufblühen von vielen 
größeren und kleineren Unternehmun-
gen ermöglicht. Veraltete und nicht 
mehr entsprechende Apparate mussten 
durch modernere und vollkommenere 
ersetzt werden, neue Systeme und Kon-
struktionen wurden ausgeführt, unzäh-
lige Installationen und elektrische Ein-
richtungen besorgt. 

Aber, so die Metaller-Organisation, das gu-
te Image des Mechanikerberufs als erstre-
benswerter Zukunftsberuf entspräche kei-
neswegs der Realität: In die Öffentlich-
keit dringt über die wahren Zustände 
im Gewerbe sehr selten etwas, im Ge-
genteil, die öffentliche Meinung wird 
noch irregeführt durch einzelne Mecha-
nikergehilfen, die gegen ihr besseres 

Der Einsatz von dampfbetriebenen Maschi-
nen in Produktion und Verkehr revolutio-
nierte im 19. Jahrhundert das Leben. Ein 
Standardwerk über die Wirtschaftsentwick-
lung aus dem Jahr 1874 beschrieb diese 
Revolution eindrücklich: Alte Lumpen 
werden mit Maschinen wieder aufge-
dröselt und mit Maschinen wieder zu 
schöner Kunstwolle versponnen, Ma-
schinen besohlen Stiefel, fertigen Stahl-
federn, streichen an, glätten, mustern 
– alle nützlichen Beschäftigungen   
haben sie fast dem Menschen abge-
nommen. 

Aus Sicht des bürgerlich-liberalen Autors, 
der Maschinen als „eiserne Hilfsarbeiter“ 
bezeichnete, war auch die Arbeit an diesen 
Maschinen ein Fortschritt: Man hat viel 
von der „menschenentwürdigenden“ 
Arbeit … der Maschinenindustrie ge-
sprochen, dabei aber außer Acht gelas-
sen, dass es doch weit weniger ehren-
rührig und langweilig sein muss, eine 
monotone Arbeit zu leiten und die Leis-
tungen der Maschine zu beaufsichtigen, 
als dieselbe Arbeit selbst auszuführen. 
Gerade die Maschine befreit den Men-
schen von der physischen Last der Ar-
beit … wohl aber hat die Beschäftigung 
an Arbeitsmaschinen … gerade durch 
ihre Einförmigkeit den Arbeiter zum 
Nachdenken veranlasst, ihm zunächst 
einen Einblick in das Wesen der eige-
nen Maschine aufgezwungen, dadurch 
aber nach und nach Gedanken hervor-
gebracht, welche schließlich sehr oft 

(Arbeits-)Welt 1.0 
Die Umbrüche der Arbeits- und Lebenswelt durch die erste industrielle Revolution 

waren nicht weniger dramatisch als heute.

Wissen günstigere Meinungen verbrei-
ten, und zwar hauptsächlich bezüglich 
der Löhne.

Diese Hightech-Spezialisten hielten es lan-
ge Zeit ebenso für überflüssig, sich in Ge-
werkschaften zusammenzuschließen, wie 
die Beschäftigten im Hightech-Paradies 
Silicon Valley des 21. Jahrhunderts. Aber 
beide lernten dazu und auch im Silicon Val-
ley beginnen sich die ArbeitnehmerInnen 
zu organisieren.

Ausgewählt und kommentiert von 
Brigitte Pellar

brigitte.pellar@aon.at
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HIS
TORIE

Im Zentrum des historischen Logos der 
 Maschinenbauer stand das Flugrad, das 
Symbol der Eisenbahn. Von den Arbeitern 
der Bahnwerkstätten, wo die Lokomotiven 
gebaut und gewartet wurden, ging die 
 gewerkschaftliche Organisation der Bahn-
bediensteten aus.
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Bitte mehr Wagemut!

E
ine rund 70-jährige Nachbarin 
meinte kürzlich zu meiner gleich-
altrigen Mutter: „Wie sich die Ar-
beitswelt, aber auch die private 

Welt geändert hat, seitdem wir zu arbei-
ten begonnen haben und welche Tech-
niken wir uns seither aneignen mussten 
...“ Das ist in dem Zeithorizont von et-
was mehr als 40 Jahren in der Tat eine 
ganze Menge. Erst wenn ich mitbekom-
me, wie schwer sich manche Altersgenos-
sInnen meiner Mutter mit Computern 
und dem Internet tun, ziehe ich meinen 
Hut vor Ehrfurcht, mit wie viel Wage-
mut sie sich an die verschiedenen neuen 
Technologien heranwagen. 

Viel Wagemut braucht es momentan 
auch, wenn man den technischen Wan-
del im Sinne der Menschen gestalten 
möchte. Und doch ist es schlichtweg 
eine Notwendigkeit, dagegenzuhalten. 
Immerhin stehen die Chancen der Men-
schen auf dem Spiel. 

Energisch für Leistung

Schon seit Jahren hinterlässt auch die Di-
gitalisierung ihre Spuren am Arbeits-
markt. Doch statt damit zu beginnen, die 
jungen Menschen für die weiteren Ent-
wicklungen fit zu machen, macht die Re-
gierung in Sachen Bildung eine Retro-
Politik, die bestehende Ungleichheiten 
noch weiter verstärkt. Auch wenn ich es 
an dieser Stelle bereits öfter geschrieben 

habe, werde ich nicht müde, es immer 
wieder zu wiederholen: Österreich hat 
eines der am stärksten sozial selektieren-
den Bildungssysteme Europas. Statt dem 
energisch entgegenzuwirken, hält die Re-
gierung am Status quo fest. 

Rund um den Tag der Arbeit widme-
ten sich mehrere Medien dem �ema 
„Zukunft der Arbeit“. Eine häufig ge-
stellte Frage: Kommt mit der Digitalisie-
rung das Ende der Arbeit? Diese Frage-
stellung aber ist falsch, suggeriert sie 
doch, dass es momentan genug Arbeit 
gäbe. Dem ist aber bei Weitem nicht so, 
sondern vielmehr gibt es eine enorme 
Lücke, die zusätzlich Beschäftigte be-
trifft, die es ohnehin schon schwer am 
Arbeitsmarkt haben. 

Doch statt dies zum Anlass zu neh-
men, um einen Blick in die weitere Zu-
kunft zu richten, hat die Regierung nur 
zwei Antworten parat: Die Arbeitslosen 
seien zu faul und zu viele MigrantInnen 
würden in den Sozialstaat zuwandern 
wollen. Die Lösung: Druck erhöhen, 
Grenzen schließen. Es hat zwar ange-
sichts der ideologischen Verfasstheit die-
ser Koalition durchaus eine gewisse Lo-
gik, kommt jedoch geradezu einer Reali-
tätsverweigerung gleich. Immerhin hin-
terlässt die Globalisierung nicht jetzt erst 
ihre Spuren, und es ist längst klar, dass 
sich viele Dinge nur auf europäischer 
oder gar internationaler Ebene über-
haupt noch regulieren lassen. 

Es steht zu befürchten, dass die Digi-
talisierung noch weitere Beschäftigten-
gruppen in die Arbeitslosigkeit führen 
wird. Freilich wird sie auch neue Arbeits-
plätze schaffen, doch nicht alle Beschäf-
tigten werden so einfach umgeschult 
werden können. Doch statt erfolgreiche 
Maßnahmen wie die Aktion 20.000 wei-
terzuführen, wird sie abgedreht, ganz zu 
schweigen davon, dass man noch eine 
ganze Reihe neuer Konzepte wird entwi-
ckeln müssen. 

Bremsen ziehen

Auch die zukünftige Finanzierung des 
Wohlfahrtsstaates – die beste Absicherung 
gegen Krisen, wie das Wirtschaftsfor-
schungsinstitut WIFO kürzlich bestätigt 
hat – muss mutig angegangen werden. 
Diese steht nämlich auf wackeligen Bei-
nen, wenn jene Form der Digitalisierung, 
wie sie momentan in der Wirtschaft voll-
zogen wird, ungebremst weitergeht. Denn 
woher sollen die finanziellen Mittel für 
ein gutes Bildungssystem herkommen, 
das die jungen Menschen fit für den Ar-
beitsmarkt 4.0 macht oder für eine Ar-
beitsmarktpolitik, die die Folgen des 
Wandels abfedert? Dies macht die Frage 
um Vermögenssteuern umso relevanter. 
Dazu kommt die Frage, wie die Erträge 
aus den Gewinnen der Digitalisierung fair 
verteilt werden können, sodass alle an die-
sem Wohlstand teilhaben können. 

Standpunkt
Sonja Fercher

Chefin vom Dienst
Arbeit&Wirtschaft
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S
ehe ich richtig?“, fragt ein früherer 
Arbeitskollege ungläubig und zu-
gleich hocherfreut, als er Dietmar 
Kreutzberger an jenem Ort antrifft, 

wo sie beide bis vor Kurzem noch gemein-
sam gearbeitet haben. Es ist gerade einmal 
wenige Wochen her, dass sich der langjäh-
rige Layouter der Arbeit&Wirtschaft in 
den wohlverdienten Ruhestand verab-
schiedet hat. Gut gelaunt und gelöst be-
grüßt der frischgebackene Pensionist seine 
früheren WeggefährtInnen. 

Im Jahr 2005 ist Kreutzberger zum 
ÖGB-Verlag dazugestoßen – zum zwei-
ten Mal. Doch seine Biografie ist so be-
wegt, dass selbst er bisweilen nachdenken 
muss, um die Stationen in der richtigen 
Reihenfolge aufzuzählen. Was sich an sei-
nem Lebenslauf als gelernter Schriftsetzer 
ablesen lässt, sind die enormen Entwick-
lungen und Umbrüche in der Wirtschaft 
und Arbeitswelt der letzten Jahrzehnte. 
„Damit habe ich auch noch gelernt“, sagt 
er lachend, als er ein historisches Bild ei-
nes Setzers mit Bleibuchstaben sieht. So-
wohl die Technik als auch die Arbeitswelt 
haben sich seit seiner Lehre massiv verän-
dert. Zuletzt sorgte die Digitalisierung 
für den momentan größten Umbruch, 
der viele Berufsbilder in seiner Branche 
endgültig verschwinden ließ.

Hände und Augen: Das sind die 
wichtigsten Werkzeuge geblieben. Zu-

sätzlich musste man als SetzerIn in Ma-
thematik firm sein, denn es musste viel 
gerechnet werden, als man noch nicht 
mit dem Finger in die Tastatur hackte 
und den Cursor über den Bildschirm be-
wegen konnte, um den Text richtig zu 
setzen oder Korrekturen vorzunehmen. 
In den Zeiten des Bleisatzes hielt man 
jene Textzeilen noch in Händen, die man 
zuvor gesetzt hatte. Somit konnte man 
sehen, wo man Anpassungen vornehmen 
musste, damit der Text gut „fällt“, sprich 
so gut über die Zeilen und Spalten ver-
teilt ist, wie in der vorliegenden A&W. 
Dafür dürfen etwa die Abstände zwischen 
den Buchstaben nicht zu groß sein, Wör-
ter müssen an der richtigen Stelle abge-
trennt oder Absätze gemacht werden. 

Fallende Buchstaben

Als Kreutzberger die erste Ausgabe der 
A&W aus dem Jahr 1923 aufschlägt, stellt 
sein geschultes Auge sofort fest: „Das ist 
schon im Maschinensatz gesetzt worden.“ 
Dieser war die nächste technische Weiter-
entwicklung und ermöglichte es, die Blei-
buchstaben über eine Tastatur zu setzen. 
Dabei wurde offenbar nicht immer darauf 
geachtet, wie der Text fällt, sondern die 
Buchstaben fielen, wie sie eingetippt wur-
den. „Ich kenne keinen Schriftsetzer, der 
diesen Beruf wirklich gelernt hat, der so 

Vom Bleisatz über Klebesatz  
zu Indesign

Der frühere Layouter der Arbeit&Wirtschaft Dietmar Kreutzberger  
hat in seiner 45-jährigen Laufbahn viele technische Veränderungen erlebt,  

bevor die Digitalisierung den von ihm erlernten Beruf als Schriftsetzer  
verschwinden ließ. Gemeinsam mit Redaktionsassistentin Sonja Adler  

blickt er zurück auf den Wandel in der Arbeitswelt.  

Text: Sonja Fercher | Fotos: Michael Mazohl
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Digitalisierung und Globalisierung machen 
es möglich, dass sich Unternehmen aus dem 
Wohlfahrtsstaat verabschieden und diesem 
gut funktionierenden System immer stärker 
die finanzielle Grundlage entziehen. Der 
Wandel in der Arbeitswelt wirft somit 
enorme gesellschaftspolitische Fragestel-
lungen auf. AK-Expertin Sylvia Kuba hält fest: 
„In der Marktwirtschaft funktioniert Vertei-
lung primär über den Arbeitsmarkt. Sollten 
Maschinen menschliche Erwerbsarbeit zu-
nehmend überflüssig machen, hätten wir 
ernsthafte neue Herausforderungen, den 
angehäuften Wohlstand zu verteilen.“



etwas gemacht hätte“, erklärt Kreutzberger 
seine Reaktion auf den historischen Text. 

Auf den Bleisatz folgte der Foto- oder 
Lichtsatz. Dieser funktioniert ganz so 
wie die analoge Fotografie. Doch statt ei-
ner Landschaftsaufnahme oder eines Por-
träts kamen Buchstaben auf die Negati-
ve, statt eines Fotos wurde anschließend 
der Text belichtet und so auf Papier ge-
bracht. Die neue Art des Setzens war 
zwar eine technische Weiterentwicklung, 
allerdings bedeutete diese anfangs auch, 
dass man den Text zunächst tatsächlich 
blind setzte. Deshalb musste vorher ge-
rechnet werden, was das Zeug hielt, um 
nachher ein gutes Ergebnis zu bekom-
men. „Wir waren eine der ersten Firmen, 
die mit dem Fotosatz begonnen haben“, 
erinnert sich Kreutzberger an einen sei-
ner früheren Jobs. Für ihn hieß es umler-
nen, denn nun waren Fotografiekennt-
nisse zusätzlich gefragt. 

In dieser Zeit begann für Kreutzber-
ger der Weg in Richtung Bildschirm: 
„Da gab es eine kleine Leuchtanzeige, ein 
winziges Fenster, wo man immer die letz-
ten fünf Buchstaben gesehen hat“, er-
zählt er und lacht bei diesem Gedanken 
auf. „Da hast du vorher immer alles ganz 

Für einen fairen Wandel

Welche Berufe laufen eigentlich durch die Digitalisierung 
Gefahr zu verschwinden? An sich haben jene Berufsbil-

der die besten Zukunftschancen, die nur schwer automatisier-
bar sind, schreibt AK-Expertin Sylvia Kuba in ihrem Beitrag 
zum Buch „Überall ist Zukunft“. Damit ist noch lange nicht 
gesagt, dass es sich nur um hoch qualifizierte Tätigkeiten han-
delt. Auch persönliche Dienstleistungen können nicht so ein-
fach von Maschinen ersetzt werden, selbst wenn Dinge wie der 
Pflegeroboter längst nicht mehr der Science-Fiction angehören. 
Gerade die Pflege ist vielleicht das beste Beispiel dafür, wie 
Technik eingesetzt werden kann, um Beschäftigte zu entlasten 
und ihnen mehr Zeit für andere Tätigkeiten zu lassen, etwa für 
die persönliche Ansprache der PatientInnen. 

Die Digitalisierung selbst hat nicht automatisch zur Fol-
ge, dass die Beschäftigung sinkt. In einer Studie ging die 
nunmehrige GPA-djp-Geschäftsführerin Agnes Streissler-
Führer der Frage nach, inwieweit es einen Zusammenhang 
zwischen Digitalisierung und Beschäftigungswachstum gibt. 
Das Fazit: Der Zusammenhang ist jedenfalls nicht eindeu-
tig, denn die Entwicklung am Arbeitsmarkt wird natürlich 
von vielerlei Faktoren beeinflusst. Stichworte sind etwa der 
demografische Wandel oder veränderte Konsumgewohnhei-
ten, die neue Jobs entstehen lassen. Im Bankbereich wieder-
um hatte die Finanzkrise logischerweise einen negativen Ein-
fluss. Die Digitalisierung selbst habe insgesamt zu mehr Be-
schäftigung geführt (siehe auch Interview S. 18–21). 

„Kein Grund zur Sorge?“, fragt die Gewerkschafterin, 
um diese Frage sogleich negativ zu beantworten. „Denn zum 
einen wissen wir nicht, wie die Qualität der neu entstehen-
den Arbeitsplätze ist. Und zum anderen wissen wir, dass in 
den kommenden Jahren gerade in den mittleren Qualifikati-
onen große Umbrüche entstehen.“ Diese Veränderungen 
machten Um- und Weiterqualifizierungen nötig. Die Ver-
antwortung dafür dürfe allerdings keinesfalls nur den Be-
schäftigten umgehängt werden. „Im Gegenteil: Die Gewin-
ne, die aus der Digitalisierung gezogen werden, müssen ei-
nen wesentlichen Beitrag zu diesen Qualifizierungskosten 
leisten. Sei es, indem die Unternehmen bereits intern proak-
tiv und vorausschauend ihre Belegschaft für die Digitalisie-
rung fit machen, oder sei es, indem über höhere bzw. effek-
tivere Besteuerung von (Digitalisierungs-)Gewinnen zusätz-
liche Steuereinnahmen für das Bildungssystem generiert 
werden“, hält Streissler-Führer fest. 

Angesichts der negativen Entwicklungen in der Arbeits-
welt zeigt sich die Streissler-Führer kämpferisch. Gewerk-
schaften müssten alle „Mittel des Arbeitsrechts, der Kollek-
tivverträge und der betrieblichen Mitbestimmung dazu nut-
zen, Digitalisierung mitzugestalten“. Dafür definiert sie vier 
Ziele: Digitalisierung muss human und sozial erfolgen; der 
Mensch muss die Technik bestimmen und nicht umgekehrt; 
für alle Menschen, „die mit Arbeit ihren Lebensunterhalt 
verdienen“, muss es, „ein gutes Mindestmaß an Arbeits-, So-
zial- und Koalitionsrechten“ geben; all jene, die mit dem 
Wandel nicht mithalten können, müssen „noch immer sinn-
stiftende und adäquat abgesicherte Beschäftigung haben“. 
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genau ausrechnen müssen. Da hast du 
sagen müssen: Das kommt auf Position 
sowieso, hat diese Größe, diese Schrift, 
diese Auszeichnung – also fett, halbfett 
oder kursiv.“ Und wehe, man vertippte 
sich, denn im Fotosatz wurde auch gleich 
ein Film belichtet. „Dann hast du von 
vorne anfangen müssen. Das war schon 
eine feine Hack’n“, meint er lachend. 

Bildschirmanfänge

Mit den ersten Computern hielt auch in 
der Grafikbranche jene Entwicklung Ein-
zug, die inzwischen in der gesamten Ar-
beitswelt Alltag ist. Allerdings ist der Be-
griff Computer im Falle von Kreutzbergers 
erstem Exemplar mit Vorsicht zu genie-
ßen, denn mit einem heutigen PC hatte 
das noch wenig zu tun. „Die haben einen 
grünen Bildschirm gehabt, auf dem du 
eine gewisse Zeit gesehen hast, was dort 
gerade passiert, und dann ist es wieder 
verblasst.“ Zudem ließ sich die Arbeit auf 
Band speichern. Dieses diente noch nicht 
dazu, um die Arbeit darauf auch anderen 
zugänglich zu machen. Aber es war im-
merhin eine Sicherung, die hilfreich war, 
wenn man einen Fehler gemacht hatte: 

„Dann hat man das Band wieder auslesen 
und was korrigieren können. Das war 
schon ein Fortschritt.“ 

Schließlich war es dann so weit: Der 
erste Computer im heutigen Sinne wur-
de das Werkzeug des nun zum Layouter 
gewordenen Schriftsetzers. Erneut hieß 
es für Kreutzberger umlernen. Ob er da-
mit eigentlich nie gehadert habe, ständig 
neue Techniken zu lernen? „Ich hab das 
eigentlich immer als spannend empfun-
den“, antwortet der Grafiker. Er ergänzt 
allerdings: „Gut, ich war jung.“ Nicht 
allen Kollegen fiel die Umstellung leicht, 
erinnert er sich: „Wir haben natürlich 
Kollegen gehabt, vorwiegend ältere, die 
darunter wirklich gelitten haben, weil für 
die war der Umstieg natürlich enorm.“ 

Kein Wunder, immerhin war über 
Jahrzehnte die gleiche Technik zum Ein-
satz gekommen, nur dass mit dem Ma-
schinensatz eine Automatisierung vollzo-
gen worden war. „Die Kollegen haben 
30, 40 Jahre so gearbeitet, da hat es vor-
her nichts anderes gegeben“, hält er fest. 
Doch dann war plötzlich alles neu. Viele 
seiner Kollegen sind auch arbeitslos ge-
worden, erzählt Kreutzberger. „Sie haben 
den Sprung zu den Lichtsatzgeräten, die 

Die Urkunde zum bestandenen Lehrabschluss. 
Der Begriff Gautsch bezieht sich auf den ersten 
Entwässerungsschritt nach dem Schöpfen des 
Papiers, als der frisch geschöpfte Papierbogen 
vom Sieb auf eine Filzunterlage gelegt wurde. 

Mit dem Lehrabschluss war auch ein Initiations-
ritus verbunden: Entweder wurden die frischge-
backenen Setzer in eine Tonne Wasser getaucht 
oder auf einen nassen Schwamm gesetzt.

Dietmar Kreutzberger an seinem langjährigen Arbeitsplatz im ÖGB-
Verlag. Als Lehrling hantierte der damalige Schriftsetzer noch mit 
Bleibuchstaben, später war es Fotomaterial. Dann kam erst ein 
kleines Display, dann ein größeres in Grün, bevor schließlich die 
Computer aus ihm einen Layouter werden ließen.
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den Bleisatz ziemlich verdrängt haben, 
nicht mehr geschafft. Für viele war das 
sicher die Hölle“, meint er. Immerhin ist 
das Berufsbild innerhalb von wenigen 
Jahren völlig verschwunden – und es ist 
nicht das einzige. 

Ausschneiden und platzieren

Die Arbeitswelt hat sich massiv verändert 
und nicht immer nur zum Positiven, da-
rin ist sich Kreutzberger mit Sonja Adler 
einig. Die Redaktionsassistentin der 
A&W stieß im Jahr 2002 dazu und hat 
noch das Klebelayout miterlebt. Mit die-
sem nach Bastelei anmutenden Begriff ist 
gemeint, dass der Redakteur die einzelnen 
Elemente einer Zeitungsseite als einzelne 
Papierausdrucke bekam. „Er hat das aus-
geschnitten und platziert“, erläutert 
Kreutzberger, und Adler ergänzt: „Damit 
das am Ende wirklich so ist, wie die Seite 
ausschauen soll.“ Im Falle der A&W 
machte diese Arbeit nicht der Redakteur, 
sondern ein weiterer Kollege: „Der ist im-
mer ein, zwei Wochen im Monat gekom-
men, um das zu machen“, erinnert sich 
Adler. Mit dem Ende des Klebesatzes wur-
de auch der Arbeitsplatz in der A&W hin-
fällig, glücklicherweise war der Kollege da 
bereits in Pension. 

Adler spricht weitere Veränderungen 
an, von denen natürlich auch der ÖGB-
Verlag nicht verschont wurde. Denn als 
sie im Jahr 2002 in einem Büro im Dach-
geschoß der Hohenstaufengasse begann, 
war sie nur für die A&W zuständig. Das 
ist inzwischen anders – wie bei vielen an-
deren Beschäftigten auch. Um es neutral 
auszudrücken: Durch neue technische 
Möglichkeiten lassen sich Tätigkeiten 
schneller erledigen oder werden über-
haupt vom Computer durchgeführt, 

Die ersten Geräte, auf denen man die Arbeit 
am Bildschirm sehen konnte, kamen von der 
Firma Berthold (im Hintergrund zu sehen). 
„Die waren ein Riesenfortschritt“, so 
Kreutzberger. „Da hast du schon sehen 
können, wenn eine Linie zu lang ist, und man 
hat das korrigieren können, bevor der Film 
belichtet wurde.“ Von Cursor war allerdings 
noch keine Rede. 

Redaktionsassistentin Sonja Adler im ÖGB- 
Archiv. Die gelernte Reisebüro-Assistentin fing 
bei der A&W an und ist inzwischen die dienst-
älteste Mitarbeiterin. Von ihrem ersten Ar-
beitsplatz bei der DDSG hat sie das Rattern 
des Telex in Erinnerung, in der A&W erlebte 
sie noch den Klebesatz. Als Computer und  
Internet in ihren Arbeitsalltag Einzug hielten, 
empfand sie das als große Erleichterung, 
auch wenn ihr der Wandel der Arbeitswelt 
nicht in allen Dimensionen behagt.
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weshalb Kapazitäten frei wurden und 
den ArbeitnehmerInnen neue Aufgaben 
zugeteilt wurden. Dazu kommt, dass be-
stimmte Berufsbilder eben verschwun-
den sind, manche Tätigkeiten aber übrig-
geblieben sind. Diese wiederum wandern 
oftmals in die Agenden der bestehenden 
Belegschaft. „Sekretärinnen müssen heu-
te viel mehr machen“, meint auch Adler. 

Kreutzberger blickt kopfschüttelnd 
zurück: „Wenn du daran denkst, wie vie-
le verschiedene Berufssparten an einem 
Produkt gearbeitet haben, und es war ei-
gentlich überhaupt kein �ema, dass das 
bezahlt wird. Und heute macht man al-
leine fünf Berufe und es ist trotzdem zu 
teuer. Diese Entwicklung ist schon 
krank. Wirklich krank.“ Nicht nur die 
SchriftsetzerInnen wurden von den Lay-
outerInnen ersetzt, rundherum wurde 
durch Automatisierung Personal abge-
baut. Denn zusätzlich zum Fotografen 
gab es zuvor einen Lithografen, der für 
das „Setzen“ der Bilder zuständig war, 
dazu kam die Retusche, also die Foto-
montage. Heute sind Teile dieser Tätig-
keiten zu den FotografInnen und Layou-
terInnen gewandert – oder gar zu Redak-
teurInnen, die oftmals selbst Fotos schie-
ßen oder andere Formate bis hin zum 
Video bespielen müssen. 

Freude bei der Arbeit

Trotz aller Wehmut: Noch heute kommen 
beide ins Schwärmen, wenn sie an die Zeit 
zurückdenken, als Computer und das In-
ternet Einzug in ihren Arbeitsalltag gehal-
ten und diesen erleichtert haben. Was ih-
nen jedoch fehlt: der persönliche Kontakt 
und die damit verbundene Kommunika-
tion. Denn es ist eben diese, die einem 
Arbeitsplatz erst jene Qualität verleiht, die 
Beschäftigte auch gut arbeiten lässt. Dass 
das nicht auf Kosten der Arbeit gehen 
muss, weiß Kreutzberger aus Erfahrung: 
„In der Druckerei waren nicht nur zwei 
Leute, sondern wir waren 20 in einer Gas-
se – so hat das geheißen. Da ist ’kudert 
und g’lacht worden – und die Arbeit wur-
de trotzdem gemacht.“

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
mail@sonja-fercher.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at

Optionen für gute Arbeit

Über die Zukunft der Arbeit angesichts der Digitalisierung 
lässt sich trefflich spekulieren. Viele negative Entwick-

lungen zeichnen sich jetzt schon ab. Zu den atypischen Be-
schäftigungsformen haben sich Wirtschaftsformen wie die 
Gig-Economy gesellt, bei der Dienstleistungen über Plattfor-
men im Internet vermittelt werden. 

Zahlreiche Entwicklungen sind problematisch, wie Jörg 
Flecker im Buch „Überall ist Zukunft“ festhält. Über die In-
dustrie 4.0 meint er gar, dass diese „weitgehend ein neolibe-
rales Programm“ sei, „mit dem Flexibilitäts- und Anpas-
sungsdruck auf die Arbeitenden ausgeübt wird“. Umso 
wichtiger sei es, dass Gewerkschaften sich entschieden für 
gute Arbeit einsetzen. 

In seinem Beitrag legt der Soziologe zwei Optionen dafür 
dar. Die erste hat die Verbesserung der Qualität der Arbeit 
zum Ziel. Dies bedeutet für ihn: „weniger körperliche und 
psychische Belastungen, lernförderliche Arbeit, alternsgerech-
te Arbeitsgestaltung, faire Aufteilung unbeliebter Arbeiten, 
Chancengleichheit, Vermeidung von Nachtarbeit, Vereinbar-
keit von Beruf und Familie etc.“ Die zweite Option hat den 
Ausbau der Beschäftigung zum Ziel, der mit einer Arbeitszeit-
verkürzung einhergehen könnte. Sein Fazit: „Die Gestaltung 
und den Einsatz der Technik strikt an gesellschaftlichen Zielen 
aufzuziehen, wäre eine technologiepolitische Option – und 
könnte zu einer echten industriellen Revolution führen.“

Auch die Sozial- und Arbeitsmarktpolitik stehen vor gro-
ßen Herausforderungen. AK-Experte Gernot Mitter legt in 
seinem Beitrag Reformvorschläge vor. Unter anderem regt er 
einen erweiterten ArbeitnehmerInnen-Begriff an, in den er 
Freelancer, Scheinselbstständige, WerkvertragsnehmerInnen 
und jene Arbeitsformen, „die ihnen ähnlich sind“, miteinbe-
zieht. Dieser wäre Grundlage für die soziale Absicherung. 

Zusätzlich schlägt der AK-Experte eine neue Geldleis-
tung vor, und zwar für den Fall von „fehlender oder nicht 
(mehr) nachgefragter Qualifikation“. Diese soll den Betrof-
fenen „auch längere Weiterbildungsphasen für das Erlernen 
eines neuen Berufes oder eines auf dem Arbeitsmarkt nach-
gefragten qualifikatorischen Fertigkeits- und Fähigkeitsbün-
dels“ ermöglichen. 

In der von Mitter entworfenen Arbeitsmarktpolitik 4.0 
spielen Aus- und Weiterbildungen natürlich eine wichtige 
Rolle. Diese müssten stärker individualisiert angeboten wer-
den, so der AK-Experte. „Das erfordert unter anderem vor 
allem den Aufbau von quantitativ und qualitativ ausreichen-
der Bildungs- und Bildungswegberatung sowie von Unter-
stützungsangeboten, wenn Probleme während bzw. mit den 
Bildungsmaßnahmen bewältigt werden müssen.“ Zudem 
müsse die Arbeitsmarktpolitik Instrumente entwickeln, um 
den technologischen Wandel zu begleiten. 

Die dritte Säule besteht darin, auch für jene Menschen 
eine Teilhabe an der Erwerbsarbeit zu sichern, die „Vermitt-
lungseinschränkungen“ haben. Als Vorbild nennt Mitter die 
Aktion 20.000. Nicht zuletzt regt Mitter an, dass sich die 
Arbeitsmarktpolitik die neuen Technologien zunutze macht, 
um Arbeitslose erfolgreicher vermitteln zu können. 
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D
er Prozess der Digitalisierung von 
Arbeit transformiert Arbeit in al-
len Facetten, verändert Tätig-
keitsprofile und Organisations-

politik, Produktionsketten und Be-
schäftigungsverhältnisse, schreiben die 
deutschen Soziologen Oliver Nachtwey 
und Philipp Staab in ihrem Aufsatz „Die 
Avantgarde des digitalen Kapitalismus“, 
erschienen in der Zeitschrift des Ham-
burger Instituts für Sozialforschung. 
Wohin die Entwicklung bei der Beschäf-
tigung im digitalen Produktionszeitalter 
geht, ist ungewiss. Die Frage, wie ein 
‚digitaler Kapitalismus‘ aussehen könn-
te, führt aber nicht ins Reich reiner Spe-
kulation, denn in einigen wichtigen 
Unternehmen des Weltmarkts ist er be-
reits Realität. 

Die vier einflussreichsten Schlüssel-
unternehmen der Internetökonomie, 
Amazon, Apple, Google und Micro-
soft, geben die Richtung vor, wie die 
Arbeit im kommerziellen Internet ge-
staltet werden könnte. Sie bilden, so 
die �ese von Nachtwey und Staab, 
die Avantgarde des Kapitalismus in di-
gitaler Ausprägung. Ihr primäres Kapi-
tal, das digitale Feedback der Konsu-
mentInnen, trägt zu weiterer Rationa-
lisierung bei und ist ein Rohstoff, der 
kaum versiegt.

Digitale Lagerlogistik

Trotz eines futuristisch anmutenden 
Logistiksystems erinnern die Arbeitsbe-
dingungen bei Amazon an Fabriken zu 
Beginn der Industrialisierung. Das da-
tengesteuerte Effizienzgebot gilt glei-
chermaßen für Waren wie für Mitarbei-
terInnen. Strichcode-Lesegeräte weisen 

den Arbeitskräften den effizientesten 
Weg, erfassen die ankommende Ware, 
messen aber auch die Arbeitszeit. Was 
früher das Fließband war, sind heute 
Apps und Algorithmen. 

„Wir machen jeden Tag dieselbe 
Arbeit“, berichtet etwa ein Lagermitar-
beiter vom Amazon-Standort Leipzig. 
„Am Morgen bekommen wir die Vor-
gaben, dann nimmt man seinen Wa-
gen mit den Artikeln, die scannt man 
ab und räumt sie dann ins Fach, den 
ganzen Tag.“ Vor fünf Jahren hatte die 
deutsche Gewerkschaft verdi erstmals 
zu Streiks aufgerufen. Das Ziel – Ver-
handlungen über einen Tarifvertrag – 
wurde bisher nicht erreicht.

„Bei Arbeit 4.0 stellt sich in Hin-
blick auf Technikgestaltung und Ar-
beitsorganisation die Frage, welche 
Rolle den Arbeitenden und ihrem 
 Erfahrungswissen beigemessen wird“, 
meint der Soziologe Jörg Flecker in 

Gabriele Müller
Freie Journalistin
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Die Automatisierung ökonomischer Prozesse ist nicht neu. Das Digitalisieren von 

Dienstleistungen gestaltet den Arbeitsmarkt grundlegend um.



13Arbeit&Wirtschaft 5/2018

 seinem Beitrag zum österreichischen 
Sozialbericht zum �ema „Arbeit 4.0“. 
Mit einer technikzentrierten Ent-
wicklung würden Chancen auf Be-
schäftigung und günstige Arbeits-
bedingungen verschenkt, während 
eine humanzentrierte Technik arbeits- 
und sozialpolitische Ziele verfolgen 
könne.

Crowdwork und Crowdsourcing

Bei Crowdwork, also der Auslagerung 
einzelner Arbeitsschritte in eine be-
triebsexterne Masse (Crowd) selbststän-
diger Arbeitskraftanbieter, wird digita-
le Einfacharbeit (Clickwork), aber auch 
hochspezialisierte Arbeit im IT- oder 
Kreativ-Bereich vergeben. 

Auch analoge Arbeitskräfte werden 
über Plattformen wie Uber oder My-
Hammer digital vermittelt. Die von 
der AK Wien geförderte Forschungsar-
beit „Österreichs Crowdworkszene“ 
der britischen Soziologin Ursula Huws 
befasste sich erstmals näher mit den 
Arbeitsbedingungen in der „Gig-Econo-
my“ in Österreich. Jede/r Fünfte der 
Befragten hatte bereits digital vermit-
telte Jobs ausgeführt. 

Nur für eine Minderheit ist Crowd-
work die einzige bzw. wichtigste Ein-
kommensquelle, elf Prozent beziehen 
über die Hälfte des Einkommens dar-
aus. Dieses ist generell bescheiden: 
Fast 50 Prozent verdienen (nicht nur 
aus Crowd-Arbeit) weniger als 18.000 
Euro im Jahr. Unter den „digitalen 
MassenarbeiterInnen“ gibt es viele,  
die qualifizierte und nicht qualifizierte 
Arbeit gleichermaßen anbieten. Am 
häufigsten (74 Prozent) sind Büro-
arbeit, Hilfstätigkeiten und „Click-
Arbeit“. 62 Prozent sind im Kreativ- 
oder im hochspezialisierten IT-Sektor 
tätig. 

Ein Report der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) zeigt, dass 
weltweit bereits mehr als 20 Millionen 
Menschen auf den elf größten Crowd-
sourcing-Plattformen registriert sind. 
Weltweit agierende Unternehmen  
wie Siemens, IBM, SAP, Bosch und 
BMW lagern Clickwork und qualifi-
zierte Arbeit, wie Design oder Soft-
ware-Entwicklung, über eigene Platt-
formen aus. 

„Die Gig-Economy untergräbt die 
normativen Arbeitsmodelle“, meint 
die britische Arbeitsforscherin Ursula 
Huws. „Sie führt zu Entprofessionali-
sierung. Kundenbewertungen sind 
Werkzeuge dazu. Eine Arbeit wird 
nicht mehr durch Kollegen bewertet, 
sondern durch den Kunden, der von 
Faktoren beeinflusst ist, die nichts mit 
der Arbeit zu tun haben. Leute geben 
eine schlechte Bewertung, weil ihnen 
das Gesicht des Uber-Fahrers nicht ge-
fällt.“ 

Atomisierter Wettbewerb

Die Digitalisierung bietet auch neue 
Möglichkeiten hybrider betrieblicher 
Beschäftigungssysteme. Arbeitneh-
merInnen werden zunehmend an der 
Peripherie des Unternehmens angesie-
delt, wo sie nach Bedarf über Crowd-
sourcing-Modelle in den Arbeitsprozess 
integriert werden können. 

Durch die Arbeit „on demand“ löst 
sich die Grenze zwischen Arbeit und 
Privatleben zunehmend auf. „Mit der 
Organisationsmitgliedschaft ist der 
Konfliktpartner abhandengekommen, 
mit dem auch Kompromisse geschlos-
sen werden können. Atomisierter 
Wettbewerb tritt an die Stelle kollekti-
ver Konflikte. Dem Arbeitskraftanbie-
ter bleibt nur die Expansion der eige-
nen Arbeitszeit“, schreiben Nachtwey 
und Staab. 

Noch verdienten sich auf den digi-
talisierten Arbeitsmärkten vielfach 
Selbstständige oder studentische 
ClickworkerInnen ein Zubrot zu regu-
lärer Beschäftigung. Der digitalisierte 
Kapitalismus zeige aber Monopolisie-
rungstendenzen. Er zerstört kollektive 
Institutionen und setzt auf freie 
Marktakteure, die autonom, aber 
machtlos um Aufträge konkurrieren.

Weniger drastisch fällt die Progno-
se des österreichischen Soziologen Fle-
cker aus. „Digitale Arbeit kann mit der 
Ausweitung von Handlungsspielräu-
men und partizipativen Management-
formen verbunden sein, aber auch mit 
hoch arbeitsteiligen und dequalifizie-
renden Formen der Arbeitsgestal-
tung.“ Niedrig Qualifizierte würden 
aber voraussichtlich weiter unter 
Druck geraten. 

Geeignete politische Maßnahmen 
könnten den Verlust von Arbeitsplät-
zen zumindest minimieren. Schre-
ckensszenarien wie „Uns geht die Ar-
beit aus“ liegt oft die viel zitierte „Ox-
ford-Studie“ von Frey und Osborne 
zugrunde, die das Automationsrisiko 
von Berufen beschreibt. Demzufolge 
sind in den nächsten Jahren 47 Pro-
zent aller Arbeitsplätze in den USA 
automatisierbar.

Andere Untersuchungen schätzen, 
dass im Durchschnitt der 21 OECD-
Länder neun Prozent, in Österreich 
zwölf Prozent automatisierbar sind. 
Laut Studie des Instituts für Arbeits- 
und Berufsforschung (IAB) über die 
Beschäftigungswirkung von Industrie 
4.0 in Deutschland entstehen bis 2020 
zusätzlich 250.000 Arbeitsplätze, 
260.000 könnten verloren gehen. 
Demnach ist die Wirkung im Saldo 
gering – bei beträchtlicher Verschie-
bung innerhalb der Berufe. 

Gerechte Verteilung

Durch die Digitalisierung der Arbeit stellt 
sich eine alte Frage neu: Wie organisiert 
sich das globale „Cybertariat“, wenn bis-
herige Institutionen des Arbeitsmarktes 
wegfallen? Ansatzpunkte ergäben sich 
laut dem Soziologen Jörg Flecker daraus, 
dass sich die Arbeit über das Internet 
nicht im globalen Cyberspace auflöst, 
sondern in der Regel noch im national-
staatlichen, zumindest aber im europäi-
schen Rahmen verbleibt. 

Arbeitszeitverkürzung wäre ein An-
satz, meint Flecker. „Wir könnten mit 
weniger Erwerbsarbeit auskommen, 
wenn eine gerechtere Verteilung garan-
tiert, dass alle an der stärker automati-
sierten Wertschöpfung teilhaben.“

Lesetipp:  
„Arbeit 4.0 – Auswirkungen technologischer 

 Veränderungen auf die Arbeitswelt“, Jörg Flecker  
et al. In: „Sozialpolitische Entwicklungen und 

Maßnahmen 2015–2016“: 
tinyurl.com/y8lf8s87

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
gabriele.mueller@utanet.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at

http://tinyurl.com/y8lf8s87
mailto:gabriele.mueller%40utanet.at?subject=
mailto:romana.brait%40akwien.at?subject=
mailto:aw@oegb.at
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D
ie Vernetzung von Industrieunter-
nehmen und Wertschöpfungspart-
nern nimmt unter dem Schlagwort 
Industrie 4.0 eine ganz neue Di-

mension an. Das klassische Computer 
Integrated Manufacturing (CIM) aus den 
1980er- und 1990er-Jahren wurde 
schrittweise weiterentwickelt und durch 
hochautomatisierte, miteinander ver-
netzte und mit komplexer Sensortechnik 
ausgestattete Fertigungsroboter abgelöst. 
Brauchen wir in diesen vollautomatisier-
ten Industrie-4.0-Betrieben überhaupt 
noch Beschäftigte und betriebliche Mit-
bestimmung? Welche neuen Chancen 
und Herausforderungen birgt die fort-
schreitende Digitalisierung für die arbei-
tenden Menschen? Im Rahmen einer Ex-
pertInnendiskussion in der Fachbuch-
handlung des ÖGB-Verlags zeigte sich, 
dass Mitbestimmung und gute Beschäf-
tigung in Zeiten künstlicher Intelligenz 
und automatisierter Roboterfertigung 
immer noch unerlässlich sind.

Transformationen

Die Digitalisierung birgt Potenziale und 
Risiken. Neue technische Innovationen 
wie etwa 3D-Druck, kollaborative Roboter 
oder digitale Maschinensteuerung kön-
nen eine neue wirtschaftliche Aufbruch-
stimmung einläuten. Andererseits stellt 
die zunehmende Digitalisierung Unter-
nehmen und ihre Beschäftigten vor große 
Herausforderungen. Denn neue Formen 
der Arbeitsorganisation und -gestaltung, 
die verstärkte Automatisierung von Ar-

beitsprozessen und die zunehmende 
räumliche und zeitliche Entgrenzung von 
Arbeit haben auch weitreichende Auswir-
kungen auf die Möglichkeiten der Mit-
bestimmung. Wie können Arbeitnehmer-
vertreterInnen die Transformation im 
Zeitalter der Digitalisierung mitgestalten 
und welche Entwicklungsperspektiven er-
öffnen sich für die betriebliche Mitbe-
stimmung? Im Frühjahr 2018 diskutier-
ten BetriebsrätInnen und ExpertInnen 
der ArbeitnehmerInnenvertretung über 
Mitbestimmung im Zeitalter der Digita-
lisierung und die Rolle der Beschäftigung. 

Mitbestimmung muss sein

Ausgangspunkt war ein neu erschiene-
nes Buch mit dem Titel „Auf der Suche 
nach Industrie-4.0-Pionieren“, in dem 
der Buchautor Christoph Mandl über 
seine Eindrücke und Erfahrungen von 
acht digitalisierten Industriebetrieben in 
ganz Europa und den USA berichtete. 
Er veranschaulichte, was hinter dem 
Schlagwort „Industrie 4.0“ steckt, wie 
diese modernen Fabriken konkret ausse-
hen und was sie für die Menschen be-
deuten, die darin arbeiten. Es zeigte sich 
in seinen Beispielen, dass bei den digita-
lisierten Industrie-4.0-Betrieben keine 
Jobs verloren gingen. Jedoch waren Um-
schulungen, Weiterbildungen sowie die 
prozessorientierte, menschengerechte 
Mitbestimmung wesentliche Vorausset-
zungen für bessere Arbeitsbedingungen 
und Arbeitsplatzsicherung. Das Fazit 
des Buchautors: „Ohne Mitbestimmung 
geht es gar nicht. Man kann nie solche 
Projekte umsetzen, ohne die Leute ein-
zubeziehen.“

BetriebsrätInnen berichteten über 
ihre praktischen Erfahrungen im Be-
trieb. Denn Industrie 4.0 oder Mitbe-
stimmung 4.0 kann nicht von heute auf 
morgen stattfinden. Sie schilderten ei-
nen schrittweisen Prozess der Digitali-
sierung und die Veränderung von Kom-
petenzprofilen bei der Einführung neuer 
Technologien in ihrem Betrieb. „Dabei 
sollte die Einführung neuer Technologi-
en auch als Chance für menschenge-
rechtere Arbeitsbedingungen gesehen 
werden“, hieß es. Und es sei auch wich-
tig, eine Schnittstelle zwischen den Be-
schäftigten und dem Management zu 
sein. Denn wenn die Organisation nicht 
mitmache, wenn die Beschäftigten 
Angst hätten oder wenn BetriebsrätIn-
nen keine Mitgestaltungsmöglichkeiten 
hätten, dann werde eine digitale Trans-
formation nicht funktionieren – selbst 
mit der tollsten Elektronik oder dem 
lässigsten Roboter nicht. Moderatorin 
Lara Hagen („Der Standard“) kam zu 
dem Schluss: „Das Fazit ist ein sehr 
schönes, wenn man sagt, dass die Mitbe-
stimmung eine Rolle spielt, nämlich, 

Simon Schumich
Abteilung Betriebswirtschaft der AK Wien

 Mitbestimmung 4.0
Die Unternehmensstrategien werden immer stärker digitalisiert. Dabei darf auf die 

Mitbestimmung in Zeiten von Industrie 4.0 nicht vergessen werden.
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dass Mitbestimmung für den Unterneh-
menserfolg notwendig ist. Es geht gar 
nicht ohne.“ 

Die Aufgaben des Betriebsrats haben 
sich freilich verändert: Neben dem Auf-
bau von neuen Kommunikationsmög-
lichkeiten ist es auch dessen Aufgabe, 
sich mit einer Fülle von Informationen 
und Daten zu beschäftigten. Ganz wich-
tig ist es zudem, dass sich die Betriebsräte 
untereinander vernetzen. �omas Stoi-
maier von Magna Steyr: „Einer weiß nie 
alles, das ist ein Ding der Unmöglich-
keit, speziell in der heutigen Zeit.“ Rein-
hard Wimmler vom Unternehmen AVL 
List meinte, dass die Betriebsratsarbeit 
nicht weniger, sondern mehr Zeit bean-
spruche und man immer mehr Kommu-
nikationswerkzeuge einsetzen müsse. 
Darüber hinaus sei eine Absicherung der 
betrieblichen Mitbestimmung sowie 
Aus- und Weiterbildung der betriebli-
chen ArbeitnehmerInnenvertretung eine 
wichtige Grundlage für ihre Arbeit. Der 
Bildungsexperte Philipp Schnell (AK 
Wien) fügte hinzu: „Durch die Digitali-
sierung der Arbeitswelt kommt es zu 
ganz neuen Kompetenzen. Dazu gehö-
ren digitale Kompetenzen, fachübergrei-
fende Kompetenzen und Problemlö-
sungskompetenzen. Und diese muss 
man auch erlernen. Deshalb rückt die 
Weiterbildungsdebatte ebenfalls stark ins 
Zentrum der Mitbestimmung.“

Technologie versus Geschäftsmodell

In einer weiteren Diskussionsrunde ka-
men DigitalisierungsexpertInnen der Ge-
werkschaften GPA-djp und PRO-GE zu 
Wort. „Ich glaube, wir müssen bei der 

Digitalisierung unterscheiden, was Tech-
nologie und was Geschäftsmodell ist. 
Wenn man das Buch genau liest, dann 
kann man schon sehen: Es geht nicht nur 
um Technologie, sondern es geht um die 
Menschen in den Organisationen, die das 
Unternehmen auch weiterentwickeln“, 
so Agnes Streissler-Führer (GPA-djp). 
Und dabei sei es auch die Rolle der Ge-
werkschaften, „ihre BetriebsrätInnen zu 
befähigen und sie dabei unterstützen, den 
digitalen Wandel im Betrieb zu verstehen 
und zu gestalten“, meinte Kerstin Repo-
lusk von der PRO-GE. 

Qualifizierungsnotwendigkeit

Zudem kommt die wirtschaftliche Mit-
bestimmung wieder stärker aufs Tapet. 
Denn durch neue Investitionen müssen 
alle mitreden können. „Viele Arbeitneh-
merInnenvertreter im Aufsichtsrat be-
richten, dass sie besser in die Kosten-
rechnung eingebunden werden.“ Wäh-
rend die wirtschaftlichen �emen in den 
letzten Jahren oft  ignoriert wurden, 
rückt auch die Unternehmensstrategie 
stärker in den  Fokus des Aufsichtsrats. 
Ein weiteres Handlungsfeld betrifft die 
betriebliche Aus- und Weiterbildung der 
Beschäftigten, damit diese nicht Verliere-
rInnen einer neuen industriellen 
 Revolution werden. „In einer immer 
komplexeren und global vernetzten Welt 
ist die Qualifizierungsnotwendigkeit ein 
wesentliches Kriterium, um den Arbeit-
nehmerInnen neue Perspektiven zu ge-
ben und ihnen Zukunftsängste zu neh-
men“, so Magna-Betriebsrat  Stoimaier.

Schließlich ist neben der technischen 
auch die soziale Innovation ein wesent-

licher Erfolgsfaktor von Unternehmen. 
Denn was macht eine Organisation groß-
artig? Es sind die darin arbeitenden Men-
schen. Aufgrund neuer Organisations- 
und Investitionsentscheidungen rückt 
die Corporate Governance – also die 
Überwachung und Steuerung von Un-
ternehmen – für die in den Aufsichtsrat 
entsandten BetriebsrätInnen stärker in 
den Mittelpunkt. 

Neue Möglichkeiten

Für die betriebliche Mitbestimmung bie-
tet sich somit eine neue Möglichkeit im 
Rahmen der Digitalisierung. Die um-
fangreichen Informations- und Bera-
tungsrechte müssen wahrgenommen 
werden, denn Fragen wie „In welche 
Richtung entwickelt sich unser Unter-
nehmen?“ oder „Welche Arbeitsbedin-
gungen sind morgen notwendig?“ werden 
immer relevanter. „Unternehmen sind 
dann nachhaltig erfolgreich, wenn Digi-
talisierung mit einer klar kommunizier-
ten Strategie verbunden ist“, hielt 
 Streissler-Führer fest. „Das funktioniert 
mit einer mitbestimmten Unterneh-
menskultur, die auch Freude auf Verän-
derung macht. Dazu gehört etwa Feed-
backkultur oder Fehlerkultur. Aber vor 
allem soll es die Strategie sein, dass Be-
triebsrätInnen und Beschäftigte die 
 Digitalisierung mitbestimmen können.“

Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor
simon.schumich@akwien.at 

oder die Redaktion 
aw@oegb.at
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G
erade für junge ArbeitnehmerIn-
nen scheint Foodora ein attrak-
tiver Arbeitgeber zu sein: Die 
meisten besitzen ein Fahrrad oder 

können sich leicht eines besorgen, das 
Gleiche gilt fürs Handy. Für den Essens-
lieferanten ein enormer Vorteil, denn er 
braucht diese Arbeitsmittel nicht bereit-
zustellen. Bald aber bekam der Lack des 
jungen Start-ups erste Kratzer, nicht zu-
letzt durch Verschlechterungen der Ar-
beitsverhältnisse. Deshalb formierte sich 
über den Winter 2016/17 in Wien der 
Betriebsrat (BR). 

Die Gründung war alles andere als 
einfach, denn die Arbeitsweise und die 
inhomogene Zusammensetzung der 
FahrerInnen bringen einige Hindernis-
se mit sich. Im Gegensatz zur „klassi-
schen“ Arbeitsstätte gibt es bei der Bo-

tentätigkeit keinen fixen Ort, an dem 
sich täglich alle einfinden und austau-
schen können. Man arbeitet komplett 
unabhängig von Büro bzw. Zentrale 
auf der Straße. Gab es bis März 2017 in 
Wien noch eine eigene Werkstätte, in 
der die privaten Fahrräder gewartet 
werden konnten und die FahrerInnen 
einen Treffpunkt hatten, wurde diese 
aus Kostengründen eingespart und er-
satzlos geschlossen. Der persönliche 
Austausch beruht auf zufälligen Begeg-
nungen auf der Straße bzw. bei Warte-
zeiten in Restaurants. Die Kommuni-
kation zwischen den FahrerInnen wur-
de anfangs über Nachrichtendienste 
wie WhatsApp geführt, in denen sich 
auch Vorgesetzte und Geschäftsfüh-
rung befinden. 

Den BetriebsrätInnen ist es gelun-
gen, sich persönlich zu vernetzen. Sie 
verwendeten zur weiteren Absprache 
getrennte Chaträume, in denen sie ge-

heime Treffen organisierten und Infor-
mationen austauschten. Mithilfe der 
Gewerkschaft gelang es, die Wahlen 
unbemerkt vorzubereiten und die Ge-
schäftsführung mit der Bekanntgabe zu 
überraschen. Als Reaktion drohte die 
damalige Geschäftsführung mit der 
Schließung der Filiale in Wien. Am 
Folgetag wurde zudem jemand aus Ber-
lin eingeflogen, um die FahrerInnen 
wieder von der Gründung eines Be-
triebsrates abzubringen.

Kleiner Vorteil

Die Nichtexistenz eines örtlich fixen Ar-
beitsplatzes hatte auch einen kleinen 
Vorteil: Sie vereinfachte die Geheimhal-
tung der BR-Gründung, da unbemerkt 
Absprachen getroffen werden konnten. 
Allerdings waren sehr viele Einzelgesprä-
che bei zufälligen Treffen notwendig, um 
InteressentInnen zu finden und ein zu-

Robert Walasinski
Betriebsrat bei Foodora

Vernetzung gegen das Monopol
Vernetzung über die Grenzen hinweg, um dem knallharten Arbeitgeber etwas 

entgegenhalten zu können: der Foodora-Betriebsrat über seine Arbeit. 
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verlässiges Team zu organisieren. Er-
schwerend kommt bei Foodora hinzu, 
dass bei Weitem nicht alle FahrerInnen 
angestellt sind, der Großteil arbeitet viel-
mehr als freie DienstnehmerInnen. Die-
se sind nicht wahlberechtigt und recht-
lich nicht durch den Betriebsrat oder die 
Gewerkschaft vertreten. Auch bleiben 
viele nur wenige Wochen bis Monate im 
Betrieb. Die MitarbeiterInnenzahl mit 
echten Dienstverträgen sinkt zudem 
kontinuierlich – bei wachsendem Perso-
nal. Dies lässt vermuten, dass es sich um 
eine gezielte Maßnahme handelt, um die 
Organisation der ArbeitnehmerInnen 
zu verhindern und die Legitimität des 
BR infrage zu stellen. 

Kontakte geknüpft

Durch die geplante Verschmelzung des 
deutschen Mutterkonzerns Delivery He-
ro AG mit seinem niederländischen Ab-
leger zu einer Europäischen Aktiengesell-
schaft wurde – wie im europäischen 
Recht vorgesehen – im Jahr 2017 ein 
Verhandlungsgremium einberufen, das 
eine Form der ArbeitnehmerInnen-Mit-
bestimmung im Konzern ausverhandeln 
sollte. Im Rahmen dieser Verhandlun-
gen wurden von jedem betroffenen EU-
Land VertreterInnen nach nationalem 
Recht entsendet, in Österreich ein Mit-
glied des Betriebsrates. Dadurch konn-
ten neue Kontakte geknüpft werden, da 
es auch aus anderen Ländern einige Fah-
rerInnen geschafft haben, in dieses Gre-
mium gewählt zu werden. 

Aus diesem Prozess heraus schlugen 
die Gewerkschaft vida und die Arbei-
terkammer vor, ein EU-weites Treffen 
von FahrerInnen und Gewerkschaften 
zu organisieren. Über verschiedene 
Kontakte gelang es, FahrerInnen und 
GewerkschaftsvertreterInnen aus Nor-
wegen, Deutschland, Italien, Frank-
reich und den Niederlanden im April 
nach Wien einzuladen. Der dortige Er-
fahrungsaustausch war ebenso wertvoll 
wie aufschlussreich. 

Foodoras Firmenstruktur ist streng 
hierarchisch organisiert, Informationen 
werden nur spärlich von oben nach un-
ten kommuniziert, meist in Form von 
bereits gefällten Entscheidungen. In 
dieser Struktur stehen die BotInnen 
ganz unten, nach Möglichkeit sollen 

keine Informationen über Pläne oder 
Änderungen durchdringen. Diese Des-
informationsstrategie wird in allen 
Ländern angewendet, da sich durch die 
kurzfristige Bekanntgabe eventuell un-
angenehme Entscheidungen leichter 
durchsetzen lassen und Argumente 
nicht auf ihren Wahrheitsgehalt über-
prüft werden können. Arbeitneh-
merInnen, die Vorgangsweisen im Un-
ternehmen kritisch hinterfragen, wer-
den jegliche Aufstiegschancen genom-
men, sie werden leicht Opfer der 
nächsten Einsparungs- bzw. Umstruk-
turierungsmaßnahmen. 

Foodora versucht zu verhindern, 
dass sich FahrerInnen kritisch über die 
Arbeitsbedingungen austauschen. Pro-
bleme wie die Schichtplanung, die ei-
gentlich die gesamte Flotte betreffen, 
werden individualisiert und Diskussio-
nen abgewürgt. Die Spaltung zwischen 
Büro und FahrerInnen geht stellenwei-
se so weit, dass Letztere in manchen 
Ländern keinerlei Zugang mehr zum 
Büro haben oder in einigen Fällen gar 
nicht wissen, wo es sich befindet. 

Billigste Variante

Es ist auch zu beobachten, dass das Un-
ternehmen in jedem Land versucht, die 
für sich billigste Variante von Anstellun-
gen aufrechtzuerhalten. In Frankreich 
und Italien werden etwa nur „Freelan-
cerInnen“, also selbstständige BotInnen 
engagiert. Sie werden nur nach Bestel-
lung bezahlt und haben keinerlei sozia-
le Absicherung. Wo dies rechtlich zuläs-
sig ist, wird auf „Selbstständige“ gesetzt 
oder auf Formen wie den Freien Dienst-
vertrag in Österreich. Dies geschieht 
entweder von Beginn an oder aber es 
wird sukzessive umgestellt und das un-
ternehmerische Risiko ausgelagert – zu-
mindest drängt sich dieser Eindruck auf. 

Erschwerend kommt hinzu, dass 
die FahrerInnen eine äußert inhomo-
gene Gruppe sind: von Studierenden, 
Drittstaatsangehörigen, Akademike-
rInnen über BerufseinsteigerInnen bis 
hin zu VollblutbotInnen. Oftmals fehlt 
die rechtliche Grundlage für die Orga-
nisation über Gewerkschaften oder das 
Wissen um die eigenen Rechte. Auch 
die hohe Fluktuation erschwert kollek-
tives Handeln, da viele Prozesse viel 

Zeit benötigen und Betroffene oftmals 
bereits den Job gewechselt oder frust-
riert aufgegeben haben. Der Informati-
onsmangel kommt Foodora momentan 
noch zugute. 

Monopol aufgebrochen

Durch das Vernetzungstreffen in Wien 
konnte das Informationsmonopol auf-
gebrochen werden, es war ein Signal der 
Stärke an das Unternehmen. Indem sich 
die FahrerInnen organisierten, wurde 
auch auf die prekären und sich sukzes-
sive verschlechternden Arbeitsbedin-
gungen aufmerksam gemacht – und der 
zum Teil verklärte Blick auf Start-ups 
infrage gestellt. Durch den internatio-
nalen Austausch können die Arbeitneh-
merInnen neuen Mut fassen und ihre 
Verhandlungsposition stärken, da es für 
das Unternehmen nicht mehr so einfach 
ist, den FahrerInnen Informationen 
oder Änderungen vorzuenthalten oder 
schlichtweg falsche Informationen wei-
terzugeben. 

Über die sozialen Medien kann 
man direkt in Kontakt treten, um In-
formationen zu überprüfen oder Soli-
darität zu bekunden. Formen des Pro-
tests oder Verhandlungserfolge können 
leicht ausgetauscht werden und am ei-
genen Standort als Argumente verwen-
det werden. Das mediale Interesse ist 
international betrachtet ebenso wich-
tig, da Druck aufgebaut werden kann 
und den ArbeitnehmerInnen eine 
Stimme verliehen wird. Auch die Wei-
tergabe von Informationen über Pro-
teste, Organisation oder Erfolge an die 
eigene Belegschaft schafft Mut und 
zeigt den KollegInnen, dass aktiv nach 
positiven Veränderungen gesucht wird 
und der Kampf nicht allein ausgefoch-
ten wird. Für ein internationales Un-
ternehmen braucht es internationale 
BetriebsrätInnen, um auf Herausforde-
rungen gemeinsam reagieren zu kön-
nen und zusammen für gerechte Ar-
beitsverhältnisse zu kämpfen.

Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor
robert_walasinski@gmx.at 

oder die Redaktion 
aw@oegb.at 
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Dialogforum Hirschwang der AK Niederösterreich. Streissler hat zahlreiche Studien 
publiziert, unter anderem „Digitalisierung, Produktivität und Beschäftigung“.
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Arbeit&Wirtschaft: Viele Menschen 
haben das Gefühl, mit dem rasanten 
technischen Wandel nicht mehr mit-
halten zu können. Haben Sie in Erin-
nerung, wann Sie zum ersten Mal 
Technikstress erlebt haben? 

Agnes Streissler-Führer: Das war in 
den ersten Anfängen des Internets. Da-
mals sind unterschiedliche Plattformen 
aufgekommen, eine davon hieß ICQ 
und war eine der ersten Kommunikati-
onsplattformen. Da habe ich mich ge-
fragt: Was entsteht da, wem kann ich 
trauen? Wo ich immer wieder neuen 
Technikstress habe, ist, wenn neue 
Apps auf den Markt kommen: Auf wel-
che Pferde muss man in dieser techno-
logischen Welt setzen? Der größte 
Technikstress ist allerdings, wenn etwas 
nicht funktioniert. 

Für die Zukunft gibt es verschiedene 
Szenarien, im positiven werden Men-
schen durch Technik entlastet, im ne-
gativen wird sie gegen die Menschen 
eingesetzt. Ist der zweite Zug nicht 
schon fast abgefahren? 

Ich bin nicht dazu bereit, zu sagen, 
dass der Zug abgefahren ist. Wir ste-
hen an der Weggabelung und müssen 
uns entscheiden: Wollen wir Sozial-
Digital oder wollen wir Neoliberal-
Digital? Natürlich gehen enorm viele 
Entwicklungen schon in Richtung 
Neoliberal-Digital. 

Sie erhöhen den Druck, führen zu 
mehr Prekarisierung und können auch 

für das demokratische Zusammenleben 
problematisch sein. Aber es ist genau 
unsere Aufgabe als Gewerkschaften, da 
jeden Tag aufs Neue dagegenzuhalten, 
und zwar nicht in dem Sinne, technolo-
gische Entwicklung an sich zu verhin-
dern. Vielmehr wollen wir sie dazu nüt-
zen, dass Arbeit besser wird, Menschen 
zufriedener sind und der gesellschaft-
liche Zusammenhalt besser funktioniert 
– und natürlich im Endeffekt, dass wir 
zu mehr Fairness und Wohlstand für alle 
kommen.

Durch die Digitalisierung werden Tä-
tigkeiten wegfallen, was für die dort 
Beschäftigten Arbeitslosigkeit bedeuten 
kann. Diese geht aber mit Stigmatisie-
rung einher sowie mit einem riesigen 
Druck, den die Regierung noch einmal 
erhöht. 

Das ist leider richtig. In diesem ge-
samten Hype von Industrie 4.0, wo tat-
sächlich großartige Sachen passieren 
und großartige Arbeitsplätze entstehen, 
übersehen wir, dass das Ganze einer un-
heimlich großen Transformation bedarf. 
Und in jedem Unternehmen macht 
man Change-Management, wenn es 
große Veränderungen gibt. Genauso 
müssen wir auch diesen gesellschaftli-
chen Wandel managen, und da ist die 
Politik gefragt. 

Wir müssen Technologie dafür ein-
setzen, dass Arbeit gesünder wird, und 
nicht dafür, um sie zu entwerten, sodass 
man nur noch simple Zuleistungen zur 

Maschine macht. Sie sollte Arbeit reich-
haltiger machen und sie aufwerten, so-
dass Routinearbeiten, die nicht taugen, 
von der Maschine übernommen wer-
den. Dafür sollten jene Arbeiten gestärkt 
werden, die interessanter und komple-
xer sind und die auch mehr soziale 
Kompetenz erfordern. Aber das passiert 
nicht einfach, sondern das muss poli-
tisch gesteuert sein. 

Stehen wir vor dem Ende der Arbeit? 
Ich bin davon überzeugt, dass es 

nicht das Ende der Arbeit ist. Seit es 
technologische Entwicklungen gibt, 
sind immer Arbeitsplätze dazugekom-
men. Nur können wir uns zwar gut vor-
stellen, welche Arbeit wegfällt, denn 
diese kennen wir. Wir können uns aber 
nur schwer vorstellen, welche neue Ar-
beit entsteht, weil die kennen wir noch 
nicht. Wenn man in den 1990er-Jahren 
zu jemandem gesagt hätte, es wird ein-
mal Social-Media-Manager oder Droh-
nenspezialisten geben, dann hätte man 
gesagt: Was ist denn das? In unserer 
Wirtschaft entstehen dauernd neue 
Jobs, nicht nur in der Digitalisierung. 
Wenn man in den 1990er-Jahren je-
mandem gesagt hätte, es wird einmal 
einen Proteomiker oder Feng-Shui- 
Berater geben, hätte der wohl gestaunt. 

Die Automatisierung in den 1990er-
Jahren ist ganz stark in der Industrie 
passiert, wo Roboter viele Routine- und 
Hilfsarbeiten übernommen haben. Die-
se Transformation findet jetzt sehr stark 

Agnes Streissler-Führer, Geschäftsführerin der GPA-djp, über die Verantwortung von 
Politik und Unternehmen, den digitalen Wandel zu gestalten. Die Aufgabe der 

Gewerkschaften sei umso wichtiger, sie müssen dem Trend entgegenhalten, dass Technik 
gegen statt für Menschen eingesetzt wird.  

Interview: Sonja Fercher | Fotos: Michael Mazohl

WEGGABELUNG ZWISCHEN  
SOZIAL-DIGITAL UND NEOLIBERAL-DIGITAL 
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gramm geschrieben oder eine Überset-
zung gemacht hat. Man kann auch hier 
den Arbeitsort definieren, aber es wird 
noch ein wenig ungreifbarer. Und dort 
sind solche Praktiken leider an der Ta-
gesordnung, dass beispielsweise Desig-
ner über einen Wettbewerb aufgefor-
dert werden, ihre besten Designs ein-
zureichen, und nur der Gewinner be-
kommt das Geld – die anderen sind 
aber trotzdem gesessen. Der Kunde hat 
dann viele, viele Designs zur Auswahl, 
muss aber nur eins davon zahlen.  
Also die Zahlungsmodalitäten und die 
 Zahlungsdisziplin und auch die Quali-
tätssicherung sind dort viel, viel schwie-
riger als in dem Bereich, wo physisch 

im Dienstleistungssektor statt. Momen-
tan kommen deshalb tendenziell eher 
jene mit mittleren Qualifikationen un-
ter Druck. Betroffen ist der typische 
Sachbearbeiter, die typische Sachbear-
beiterin. Im Handel ist weniger die Ver-
käuferin oder der Verkäufer betroffen, 
der oder die unmittelbar mit dem Kun-
den zu tun hat. Deren Tätigkeiten wer-
den sich zwar verändern, aber nicht un-
bedingt wegfallen. Aber das Backoffice 
wird in sehr naher Zukunft so automa-
tisiert sein, dass Arbeitsplätze wegfallen. 
Ähnlich wird es auch im Bankensektor 
sein. Da müssen wir uns etwas überle-
gen, was wir da machen. 

In den digitalisierten Branchen sind 
atypische Arbeitsverhältnisse sehr ver-
breitet. Die GPA-djp tut bereits eini-
ges, um diese Beschäftigten zu organi-
sieren. Wie herausfordernd ist das? 

Das ist auf jeden Fall herausfor-
dernd. Junge IT-Unternehmen etwa 
haben eine eigene Arbeitskultur, wo es 
nicht immer ganz einfach ist, den Kol-
legen und Kolleginnen klarzumachen, 
dass Arbeitnehmerschutzrechte nicht 
nur verstaubte Regeln von vorgestern 
sind, sondern dass es darum geht, dass 
man achtsam mit seiner eigenen Ar-
beitskraft umgeht. Das Burn-out-Risiko 
in so einem Jungunternehmen ist rela-
tiv hoch. Was wir derzeit versuchen, ist, 
sehr aktiv in den Dialog mit dieser Sze-
ne zu gehen, sodass man auch das 
 gegenseitige Verständnis entwickelt. 
Denn das sind Beschäftigtengruppen, 
die nicht unbedingt von vornherein 
 gewerkschaftsnah sind. Da muss man 
sich dann schon überlegen, wie man sie 
gut ansprechen kann. 

Es entstehen ja sehr viele unter-
schiedliche Formen von Arbeit. In ei-
nem kleineren IT-Unternehmen gibt es 
eine andere Arbeitskultur als beispiels-
weise, wenn persönliche Dienstleistun-
gen über eine Plattform vermittelt wer-
den. Der einzelne Foodora-Fahrer wird 
sich nicht als der große Entrepreneur 
oder Plattformarbeiter fühlen, sondern 
der ist einfach ein Fahrradbote – und so 
verstehen sie sich auch. 

Da sind wir aber mittendrin in der 
Diskussion: Welche Arbeitsrechte hat 
denn dieser Fahrradbote und wie kön-
nen wir ihn oder sie dabei unterstützen, 

diese Rechte auch durchzusetzen? Da-
bei ist die Arbeit selbst nicht neu, denn 
Fahrradboten gibt es ja schon seit den 
1980er-Jahren. Nur ist die Art, wie die-
se Arbeit vermittelt wird, eine andere. 
Die große Gefahr in der Plattformar-
beit besteht darin, dass sich der Platt-
formanbieter in keiner Weise als Ar-
beitgeber versteht, sondern eben nur als 
Vermittler von Selbstständigen, und 
sich daher aus jeder arbeits- und sozial-
rechtlichen Verantwortung stiehlt. 

Was Crowdwork betrifft, sind wir in 
engem Kontakt mit europäischen Ge-
werkschaften etwa aus Deutschland 
oder Schweden, aber auch internatio-
nal. Da schauen wir gemeinsam darauf, 
wie wir Regeln finden können, dass 
auch diese Beschäftigten als Arbeitneh-
merInnen gesehen und so behandelt 
werden. Und wir überlegen, wie wir ih-
nen helfen können, ihre Rechte durch-
zusetzen. 

Nicht jeder Plattformanbieter ist 
übrigens ein böser Kapitalist, sondern 
es gibt durchaus solche, die sagen, wir 
wollen faire und gute Arbeit anbieten. 
Es gibt die Frankfurter Erklärung, wo 
sich Plattformanbieter im deutschspra-
chigen Raum zusammengetan haben 
und sich zumindest einmal selbst ver-
pflichtet haben. Da wird es im nächs-
ten Schritt darum gehen, was Arbeit-
nehmer oder Arbeitnehmerinnen tun 
können, wenn sie bei einer solchen 
Plattform sind und Rechte verletzt 
werden. 

Lassen sich Arbeitsverhältnisse in einer 
digitalen Welt überhaupt noch regu-
lieren? 

Man muss hier noch einmal unter-
scheiden. Das eine sind persönliche 
Dienstleistungen, da kannst du zumin-
dest relativ gut definieren, wo diese Ar-
beit erbracht wird. Daher kannst du 
etwa bei einem Essenslieferanten sagen: 
Wenn der in Wien radelt, dann gilt 
auch österreichisches Arbeitsrecht. 

Das andere ist Crowdwork, also 
Dienstleistungen, die tatsächlich nur 
am Computer erbracht werden, wo es 
nie zu einem persönlichen Kontakt 
kommt. Da ist das noch einmal schwie-
riger. Natürlich kann man über IP- 
Adressen herausfinden, wo ein Kollege 
sitzt, der das Design gemacht, ein Pro-

„Enorm viele Entwicklungen gehen 
schon in Richtung Neoliberal-Digital. 
Eine Menge an Entwicklungen erhöhen 
den Druck, führen zu mehr 
Prekarisierung und können auch für 
das demokratische Zusammenleben 
problematisch sein. Aber es ist genau 
die Aufgabe von Gewerkschaften, da 
dagegenzuhalten. Wir wollen Technik 
dazu nützen, dass Arbeit besser wird, 
Menschen zufriedener sind und der 
gesellschaftliche Zusammenhalt 
besser funktioniert – und natürlich im 
Endeffekt, dass wir zu mehr Fairness 
und Wohlstand für alle kommen.“
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Einkommen verdient und nicht mit 
der Arbeit von anderen, oder nicht weil 
er Zinsen aus einem Kapital bekommt 
– arbeitsrechtliche, sozialrechtliche und 
arbeitsverfassungsrechtliche Mindest-
standards braucht. 

Zurück zu den Jobs, die verloren gehen 
könnten: Wie kann man erreichen, 
dass die Menschen nicht auf der Stra-
ße  stehen? 

Erstens ist es glücklicherweise keine 
Entwicklung, die von jetzt auf morgen 
kommt. Wir haben schon ein paar Jahre 
Zeit dafür. Das heißt, es hilft auch die 
Demografie mit, sprich dass Leute aus 
dem Arbeitsmarkt hinauswachsen. Der 
zweite Punkt ist, dass wir es gerade in 
diesem mittleren Segment mit Men-
schen zu tun haben, die bildungsnah 
sind und zumindest Matura gemacht 
haben. Insofern dürfte es mit ausrei-
chender Anstrengung nicht so schwierig 
sein, hier auch mit Weiterbildung oder 
Umschulungen etwas zu erreichen. 

Allerdings muss das vorausschauend 
sein. Sollte zum Beispiel der Job an der 
Supermarktkasse verschwinden, kann 
man den Menschen, die dann arbeitslos 
werden, nicht einfach sagen: Wir brau-
chen nun Drohnenspezialisten und sie 
mögen sich umschulen lassen. So geht 
es nicht, sondern das muss längerfristig 
begleitet werden. Und es erfordert mas-
siv die Verantwortung der Unterneh-
men selbst. Für mich ist es absurd, 
wenn Banken beispielsweise Bankfilia-
len zusperren, Beschäftigte dort freiset-
zen und gleichzeitig sagen, sie suchen 
aber dringend Customer-Relationship-
Manager. Das ist eigentlich nichts an-
deres als ein Job im Vertrieb, ergänzt 
um Datenanalyse. So etwas kann man 
umschulen, da muss nicht der Staat mit 
großen Bildungsbudgets eingreifen. 

Ich höre sehr wohl und verstehe 
auch, dass in manchen Bereichen der 
Industrie jetzt tatsächlich bestimmte 
Fachkräfte fehlen. Aber es liegt eben 
durchaus auch in der Verantwortung 
der Industrie und der Unternehmen 
selbst, dass sie über das wunderbare ös-
terreichische duale Ausbildungssystem 
selbst die Leute schulen, die sie brau-
chen, und nicht einfach nur warten, 
dass das Bildungssystem die notwendi-
gen Qualifikationen ausspuckt. 

Leider gibt es eine digitale Kluft – bei-
spielsweise in Berufsschulen gibt es 
Aufholbedarf. Wie lässt sich dies lösen? 

Ich glaube, wir brauchen auch ein 
bisschen Vertrauen in unsere Jugendli-
chen, weil sie aus ihrer Freizeit heraus 
unendlich viele digitale Kompetenzen 
mitbringen. Und die ganz Jungen, die 
noch unter 20-, 25-Jährigen, bringen 
ein höheres Verständnis für Daten-
schutz mit. 

In den einzelnen Berufen gibt es na-
türlich spezialisierte digitale Kompe-
tenzen und in großen Industriebetrie-
ben gibt es hervorragende Lehrwerk-
stätten. Aber ich könnte mir vorstellen, 
dass im Gewerbebereich alle digitalen 
Kompetenzen geschult werden. Ich 
glaube, dass man da stärker über Aus-
bildungsverbünde etwas machen muss. 
Es gibt auch die Überlegung, ob man 
nicht nur duale, sondern triale Ausbil-
dung anbietet: Berufsschule, das Unter-
nehmen und überbetriebliche Lehr-
werkstätten, wo man gemeinsam solche 
Techniken lernt. 

Wer ist mehr unter Druck: Frauen oder 
Männer? 

Die jetzige Phase der Digitalisie-
rung betrifft Dienstleistungen und die 
Verwaltung, wo wir sehr, sehr hohe 
Frauenquoten haben. Frauen drohen 
daher stärker unter Druck zu kommen. 
Das ist der eine Punkt. 

Der zweite Punkt sind die Qualifi-
kationen, die bereits heute, aber noch 
viel mehr in der Zukunft stärker nach-
gefragt werden, also im weitesten Sinn 
Kompetenzen in der IT- und Daten-
analyse. Wenn man in die berufsbil-
denden Schulen und Universitäten 
schaut, so haben wir in diesen Fächern 
in Österreich sowieso schon zu wenige 
junge Leute, und die Frauenanteile 
sind verschwindend gering. Das ist 
zwar leider auch inzwischen ein alter 
Hut, aber trotzdem muss man auf die-
ser Forderung bleiben: Wir müssen 
mehr dafür tun, dass wir kleine Mäd-
chen bereits im Kindergarten für Tech-
nik interessieren. 

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
 sonja.fercher@oegb.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at

sichtbaren Personen persönliche 
Dienstleistungen vermittelt werden. 

Wie kann man es regeln? Ich bin 
überzeugt, dass wir Plattformarbeit im 
weitesten Sinn nur europäisch regulie-
ren können. Da sind wir auch mitten-
drin in der Diskussion um die digitale 
Betriebsstätte: Wo findet denn Arbeit 
statt, die eigentlich nur im Internet er-
bracht wird? Welches Arbeitsrecht gilt 
dort? Welches Steuerrecht gilt dort? Da 
ist die Diskussion auf europäischer Ebe-
ne schon recht weit gediehen und da 
bringen wir uns auch sehr massiv ein. 

Die Grundforderung ist, dass jede 
Form von Arbeit – also in dem Mo-
ment, wo jemand mit seiner Arbeit sein 

mailto:%20sonja.fercher%40oegb.at?subject=
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Z
ukunftsprognosen genießen spätes-
tens seit der Finanz- und Wirt-
schaftskrise, die im Jahr 2008 ihren 
Ausgang genommen hat, kein gutes 

Image mehr. Niemand konnte vorherse-
hen, dass die Pleite einer einzigen Invest-
mentbank die Weltwirtschaft auf den 
Kopf stellen würde. Auch rasante tech-
nologische und politische Entwicklun-
gen machen glaubwürdige Vorhersagen 
schwieriger. Umso vorsichtiger ging die 
Hans-Böckler-Stiftung des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds an die Frage heran: 
Wie kann Mitbestimmung im Jahr 2035 
aussehen? Statt für eine genaue Progno-
se als Antwort hat sich die Stiftung für 
vier verschiedene Zukunftsszenarien ent-
schieden. Jedes davon könnte genau so 
eintreffen – oder in einer Variante oder 
Mischform. 

Szenarien als Dialogangebot

Die Szenarien lauten: Fairness, Verant-
wortung, Wettbewerb und Kampf. Je 
nachdem, in welche Richtung sich Ge-
sellschaft und Wirtschaft entwickeln, 
wird auch Mitbestimmung anders aus-
sehen müssen. So heißt es etwa im Sze-
nario Wettbewerb: „Die Gesellschaft ist 
allgemein unpolitischer geworden. Die 
frühen 20er Jahre sind durch den Rück-
zug ins Private geprägt, die Orientierung 
auf die eigenen Belange und einen guten 
Lebensstandard. Flexibilität und Mobi-
lität sind das Gebot der Stunde.“ In Be-
zug auf die Gewerkschaftsarbeit heißt es 
dazu unter anderem: „Der gewerkschaft-

liche Organisationsgrad der Arbeitneh-
mer sinkt ins Bodenlose. Nur noch in 
den großen Unternehmen einiger Bran-
chen und im öffentlichen Sektor gelingt 
es den Gewerkschaften, überbetriebliche 
Tarifabschlüsse zu erzielen. In anderen 
Bereichen bleiben nur diejenigen Ge-
werkschaften und Interessenverbände im 
Spiel, die für ihre Mitglieder einen spür-
baren konkreten Mehrwert erbringen 
können.“ Das Szenario Fairness geht da-
gegen davon aus, dass die Arbeitswelt 
demokratischer wird, kollektive Interes-
senvertretungen an Bedeutung gewin-
nen, um individuelle Handlungsspiel-
räume zu vergrößern und faire Arbeits-
bedingungen abzusichern.

Kein Masterplan

Die Szenarien, welche die Stiftung 
2015 erarbeitet hat, sind als Dialogan-
gebot gedacht, als Anregung, darüber 
zu diskutieren. Michael Stollt hat das 
Projekt koordiniert und schon zahlrei-
che Workshops mit diversen Teams 
dazu durchgeführt. Er sagt: „Wir haben 
uns bewusst dagegen entschieden, ein 
Wunschszenario oder einen Masterplan 
zur Verfügung zu stellen.“ Von Anfang 
an war der offene Zugang wichtig, der 
signalisiert: „Wir wollen nicht die Ant-
worten liefern, sondern alternative, 
plausible Entwicklungspfade mit euch 
diskutieren.“ Als Grundlage für einen 
weiterführenden Diskurs dienen unter 
anderem die ausformulierten Szenari-
en, aber auch kurze Zusammenfassun-
gen davon, Audiodateien, Leitfragen, 
Illustrationen, Artikel und Werkzeug-
kästen sowie Erklärtexte zur eigenstän-

digen Arbeit mit den Szenarien (siehe  
mitbestimmung.de/mb2035).

Das Angebot wird seit drei Jahren 
rege angenommen. Die Teilnehme-
rInnen, darunter BetriebsrätInnen, Ge-
werkschaftsmitarbeiterInnen, Aufsichts-
rätInnen, Human-Resources-Mit ar bei te-
rInnen, Lehrende und Studierende, ar-
beiten im Rahmen von Veranstaltun-
gen und Workshops mit den Szenarien. 
Wer Interesse hat, muss nicht auf die 
nächste Veranstaltung warten, sondern 
kann sich an die Stiftung wenden und 
Michael Stollt ins Unternehmen einla-
den – oder selbstständig mit dem Tool 
arbeiten. Meist werden in den Work-
shops Fragen gestellt, die für die eigene 
Gruppe relevant sind, und dann Ant-
worten für jedes Szenario erarbeitet. 
Stollt: „Diese Anschlussfähigkeit ist 
enorm wichtig, damit es nicht abstrakt 
bleibt. Je konkreter man die Szenarien 
auf die eigene betriebliche oder institu-
tionelle Welt überträgt, umso spannen-
der wird es.“ Nicht immer ist Mitbe-
stimmung dabei das zentrale �ema. 
Es gab etwa einen Workshop mit Stu-
dierenden, die über Zukunftsszenarien 
der Nachhaltigkeit debattierten. Auch 
die Diskussionsform ist offen: „Wir 
versuchen bewusst, methodisch nicht 
vortragsmäßig vorzugehen, sondern  
die Szenarien gemeinsam zu erkunden 
und weiterzudenken.“ Der Kreativität 
sind dabei kaum Grenzen gesetzt, so 
gab es etwa Improvisationstheater-
Workshops.

Im Jahr 2017 fand auch in Wien ein 
Workshop zur Mitbestimmung statt. 
Heinz Leitsmüller, Leiter der Abteilung 
Betriebswirtschaft der AK Wien, nahm 

Alexandra Rotter
Freie Journalistin

Kontrastreiche Zukunft
Die Hans-Böckler-Stiftung hat erarbeitet, wie Mitbestimmung 2035 aussehen 

könnte. Das Ergebnis sind vier mögliche Zukunftsszenarien.

http://mitbestimmung.de/mb2035
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gemeinsam mit rund 20 KollegInnen 
aus AK, Gewerkschaften und Betriebs-
räten teil. Die TeilnehmerInnen arbei-
teten in vier Räumen an den Szenarien. 
„Die Szenarientechnik hat’s in sich“, 
berichtet Leitsmüller. „Man kommt da-
mit sehr gut in kreative Lösungsansätze 
hinein.“ Die Technik fördere die Krea-
tivität viel besser, als wenn angestrengt 
über Zukunftsindikatoren nachgedacht 
werde.

Parallele Szenarien

Die kreative Debattenform führte nicht 
nur dazu, breiter und offener auf Mitbe-
stimmung zu blicken, sondern brachte 
auch eine ermutigende Erkenntnis. „Ich 
bin dadurch ein bisschen vom Gedanken 
weggekommen, dass die Zukunft nur in 
Richtung stärkerer Wettbewerb und In-
dividualisierung rennt“, so Leitsmüller. 
Der AK-Experte glaubt zwar, dass das 
Wettbewerbsszenario vorherrschen wird. 
Aber: „Parallel dazu finden auch die an-
deren Szenarien statt, je nach Unterneh-
men und Branche.“ In manchen Unter-
nehmen stünden Fairness und Verant-
wortung vor Wettbewerb und Kampf, 
was sich auf die Mitbestimmung auswir-
ke. Ein Ergebnis des Workshops war die 
Erkenntnis, dass es in Zukunft nicht nur 
die eine Lösung in der Mitbestimmung 
geben kann, sondern es auf die jeweili-
gen Arbeitsbedingungen zugeschnittene 
Lösungen geben muss, je nach Unter-
nehmensgröße und Branche. Organisa-
tionsformen wie etwa Crowdworking 
erfordern ganz neue Arten der Mitbe-
stimmung als etwa in einem Konzern.

Ist das Tool Mitbestimmung 2035 
auch ein Weg, jene Menschen anzu-
sprechen, die sich von Gewerkschaften 
und Betriebsräten nicht mehr vertreten 
fühlen? Für Michael Stollt geht es ins-
besondere darum, ins Gespräch zu 
kommen und über langfristige Perspek-
tiven für die Mitbestimmung in sich 
verändernden Kontexten zu diskutie-
ren: „Die Szenarien sind hervorragend 
dafür, weil sie nicht schwarz-weiß ma-
len, sondern ein kontrastreiches Bild 
abgeben.“ Stollt ist überzeugt, dass die 
Szenarien auch nach drei Jahren noch 
ein gutes Werkzeug sind, um sich auf 
eine offene Art der Zukunft der Mitbe-
stimmung zu widmen. Doch etwas hat 

sich stark verändert: Das �ema Digita-
lisierung mit all seinen Folgen hat noch 
viel stärker Einzug in viele Unterneh-
men gehalten und wirkt sich gravierend 
auf die Arbeitswelt aus. Weil Digitali-
sierung ein so beherrschendes �ema 
geworden ist, erarbeiten die Mitarbeite-
rInnen der Böckler-Stiftung in Koope-
ration mit dem Institut für prospektive 
Analysen in Berlin jetzt vier sogenannte 
Fokusszenarien dazu. Erstmals wurden 
sie im Mai auf der re:publica in Berlin 
vorgestellt und in zwei Poster-Sessions 
diskutiert.

Die Szenarien heißen Peak Perfor-
mance, Persönliche Entfaltung, RESET 
und Zusammenhalt. Das Szenario Peak 
Performance etwa beschreibt einen di-
gitalen Wandel, der weitgehend von 
ökonomischen Gesichtspunkten ange-
trieben wird, in dem Effizienz und 
Wettbewerbsfähigkeit im Vordergrund 
stehen. Das Szenario Persönliche Ent-
faltung dagegen rechnet damit, dass die 
Digitalisierung zu mehr individuellen 
Gestaltungsspielräumen, Flexibilität 
und Vielfalt in der Arbeitswelt beitra-
gen wird.

Die Fokusszenarien werden im 
Herbst publiziert. Generell geht es da-

bei laut Stollt darum, „der Digitalisie-
rung eine gute Richtung und eine 
menschliche Gestalt zu geben“. Eine 
Teilnehmerin, die direkt nach dem 
Workshop auf der re:publica befragt 
wurde, sagte, sie nehme mit, dass man 
der Digitalisierung nicht ausgeliefert 
sei, sondern den Prozess mitgestalten 
könne. Die Conclusio freut Stollt: „Das 
ist genau die Essenz unseres Anliegens, 
nämlich vom passiven Zukunftsnehmer 
zum handelnden Akteur zu werden.“ 
Das Fatale im Diskurs über die Digita-
lisierung sei nämlich, dass sie oft wie 
eine Naturgewalt wahrgenommen wer-
de und man nur schauen müsse, dass 
man dafür fit werde. Doch: „Die Zu-
kunft ist noch nicht geschrieben.“ Au-
ßer in Form von Szenarien – und wel-
ches sich durchsetzen wird, daran ha-
ben wir alle Anteil.

Mehr Information:
www.mitbestimmung.de 

www.boeckler.de
Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin

alexandra.rotter@chello.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

©
 S

yl
vi

a 
Ku

ba
/Ü

be
ra

ll 
is

t Z
uk

un
ft/

IS
BN

 9
78

-3
-9

90
46

-3
71

-0

http://www.mitbestimmung.de
http://www.boeckler.de
mailto:alexandra.rotter%40chello.at?subject=


KOMPETENZEN DER LEHRENDEN UND ELTERN 

Deinem Eindruck nach: Wie gut kennen sich deine Eltern bzw.  
Lehrenden allgemein mit Computern und dem Internet aus?
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Quelle: www.jugendkulturforschung.de
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SCHULNETZWERKE 

Quelle: BMB; IKT-Infrastrukturerhebung 2016; eigene Darstellung; BS ohne land- und  
forstwirtschaftliche Berufsschulen
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Nicht alle Menschen haben gleichermaßen 
Zugang zu digitalen Ressourcen und digita-
ler Bildung. Das führt zu immer größeren 
sozialen Spaltungen in der digitalen Gesell-
schaft (digital divides): Je höher der Bil-
dungsabschluss, desto eher werden Lernsoft-
ware oder Onlinerecherche genutzt. Gleich-
zeitig zeigen sich in allen Teilen der „digital 
natives“ große Lücken bei der Informations-
bewertung und der kritischen Auseinander-
setzung mit den Anbietern und Inhalten von 
Onlinequellen. Was Unterschiede bei den 
Schultypen betrifft: Vor allem die Berufs-
schule hinkt der Digitalisierung hinterher. 
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E
s ist manchmal leicht, zu vergessen, 
welche gewaltigen Veränderungen 
die Entwicklung des Internets in 
unserem Alltagsleben ausgelöst 

hat. Mitte der 1990er-Jahre hatten die 
meisten Menschen noch kein Handy. 
Ende der 1999er-Jahre waren drahtlose 
Internetverbindungen in der eigenen 
Wohnung oder am Arbeitsplatz weitge-
hend Science-Fiction. Mitte des ersten 
Jahrzehnts der 2000er-Jahre waren in-
ternetfähige Smartphones noch ein Ge-
rücht. Heute sind iphone, Tablet und 
Co nicht mehr wegzudenken. 

Diese atemlose und manchmal 
atemraubende Entwicklung hat das 
Potenzial, Menschen abzuhängen. 
Schon lange sprechen Wissenschafte-
rInnen deshalb von der Gefahr einer 
„digitalen Spaltung“ der Gesellschaft. 
So veröffentlichte das Schweizer Bun-
desamt für Berufsbildung und Techno-
logie im Juni 2004 einen Bericht über 
die „digitale Spaltung in der Schweiz“. 
Darin heißt es: „Bestimmte gesell-
schaftliche Gruppen haben offenkun-
dig mehr Schwierigkeiten mit IKT (In-
formations- und Kommunikations-
technologien) als andere. So haben 
zum Beispiel ältere Menschen, Frauen, 
Behinderte, Einkommensschwache 
oder auch die Bevölkerung im ländli-
chen Raum messbar weniger Kontakt 
mit IKT und nutzen diese weniger res-
triktiv.“ 

Dem Bericht merkt man stellen-
weise sein Alter an. So heißt es an einer 
Stelle, dass „E-Mail bereits bei rund 47 

Prozent der Bevölkerung zum Alltag“ 
gehört. Inzwischen ist diese Zahl weit-
aus höher. Eine im November 2017 
von der AK Wien herausgegebene Stu-
die zitiert eine Umfrage des Markt- 
und Meinungsforschungsinstituts IN-
TEGRAL, wonach im dritten Quartal 
2017 rund 6,45 Millionen Österrei-
cherInnen ab 14 Jahren das Internet 
nutzen. „Dies entspricht einem Pro-
zentsatz von 86 Prozent. Demgegen-
über stehen 14 Prozent der österreichi-
schen Bevölkerung, welche praktisch 
kein Internet nutzen.“ 

Von Off- und OnlinerInnen

Diese 14 Prozent, das sind die soge-
nannten OfflinerInnen. Dabei handelt 
es sich um Menschen, die das Internet 
entweder gar nicht oder nur wenig nut-
zen wollen oder können. In der Studie 
„Benachteiligungen von OfflinerInnen 
im KonsumentInnenalltag“ heißt es da-
zu: „Tendenziell handelt es sich bei den 
OfflinerInnen um weibliche Personen 
höheren Alters mit formal niedriger 
Bildung und beschränkten finanziellen 
Mitteln.“ Es scheint, als seien manche 
Dinge seit dem Jahr 2004 gleich geblie-
ben. Die Studie verweist zudem auf Er-
hebungen der Statistik Austria aus dem 
Jahr 2017, wonach 630.000 Personen 
in Österreich das Internet überhaupt 
noch nie genutzt haben sollen. 

Alter, Geschlecht und Bildungsni-
veau werden als entscheidende Fakto-
ren für die Häufigkeit der Internet-
nutzung angegeben: „Kennzeichnend 
für die Personengruppe der NutzerIn-
nen ist, dass mehr Männer (93 Pro-

zent) als Frauen (80 Prozent) auf das 
Internet zugreifen.“ Im Alter von 60 
bis 69 Jahren sind 25 Prozent den 
NichtnutzerInnen zuzuordnen, in der 
Altersgruppe 70 Jahre und älter sind 
es sogar 45 Prozent. Personen mit Ma-
tura nutzen das Internet häufiger (96 
Prozent) als jene ohne Matura (80 
Prozent). 

630.000 Menschen, die das Inter-
net nicht nutzen, sind wahrlich eine 
große Personengruppe. Zum Ver-
gleich: Wiens bevölkerungsreichster 
Bezirk Favoriten beheimatet rund 
200.000 Menschen. Umgekehrt be-
trachtet aber sind 14 Prozent Offline-
rInnen eine schwindende Minderheit. 
Und Minderheiten haben es schwer, 
das ist auch in der Onlinewelt so. Es 
lassen sich zahlreiche Beispiele anfüh-
ren, die zeigen, dass OfflinerInnen im 
öffentlichen Leben zunehmend be-
nachteiligt werden. 

Daniela Zimmer ist Expertin für 
Konsumentenschutz bei der Arbeiter-
kammer. Sie meint: „Durch die Digita-
lisierung vieler Lebensbereiche laufen 
KonsumentInnen, die an der Internet-
entwicklung nicht teilhaben können 
oder wollen, immer öfter Gefahr, bei 
ihrer Alltagsbewältigung benachteiligt 
zu werden.“ In einem Blogbeitrag für 
die Arbeit&Wirtschaft fasst sie zusam-
men: „Offliner verzichten auf den ra-
schen Zugang zu Infos und zuneh-
mend auch auf kostengünstige Online-
services – etwa Diskontbanken, die nur 
E-Banking anbieten, billigere elektro-
nische Zugtickets, Dienste der Sharing 
Economy, Kleinanzeigenplattformen 
und so weiter.“ 

Christian Bunke
Freier Journalist

Der digitale Graben
630.000 Menschen nutzen das Internet nicht. Die Spaltung verläuft entlang von 

Alter, Geschlecht und Bildungsniveau. 
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Um hier einer weiteren Diskrimi-
nierung vorzubeugen, fordert Zimmer 
ein „rechtlich verankertes Mindestmaß 
an analog erbrachten Leistungen“. Sie 
führt folgende Beispiele an: Papier-
rechnungen, gedruckte Formulare bzw. 
Informationen sowie persönliche Kon-
taktangebote für zentrale Lebensberei-
che wie Mobilität, Energie, Telefonie, 
Kontoführung oder Gesundheit. 

Österreichs digital gespaltene Jugend

Allerdings existiert die digitale Spaltung 
nicht nur zwischen OnlinerInnen und 
OfflinerInnen. Das verdeutlicht eine 
weitere, ebenfalls von der Wiener Arbei-
terkammer in Auftrag gegebene Studie 
mit dem Titel „Digitale Kompetenzen 
für eine digitalisierte Lebenswelt“. Die-
se Studie beschäftigt sich mit dem On-
lineverhalten der 15- bis 19-Jährigen in 
Österreich. Hierbei handelt es sich um 
jene Altersgruppe, die laut regelmäßig 
geäußerten Behauptungen mit der neu-
en Onlinewelt spielend zurechtkommen 
müsste. 

Tatsächlich ist jedoch zu lesen: „Ein 
genauerer Blick zeigt aber, dass es in 
der jungen Generation sehr wohl einen 
breiten digitalen Graben gibt und dass 
längst nicht alle Jugendlichen nur auf 
Grund des Umstandes, dass sie in einer 
digitalisierten Lebenswelt aufgewach-
sen sind, über alle notwendigen Kom-
petenzen verfügen, um sich in dieser 
Welt auch zurechtzufinden.“ Dabei 
gehe es weniger um den Zugang zum 
Internet an sich: „Mit der zunehmen-
den Verbreitung von Smartphones 
stieg auch der Anteil jener Jugendli-

chen, die sogar über einen eigenen In-
ternetzugang verfügen, noch einmal 
an. Wo der Aspekt des technischen Zu-
gangs also in den Hintergrund tritt, 
wird derjenige unterschiedlicher Nut-
zungsarten dafür immer wichtiger.“ In 
Zahlen ausgedrückt bedeutet dies, dass 
96 Prozent der für die Studie befragten 
Jugendlichen ein Smartphone besitzen. 
Über 60 Prozent verfügen über einen 
Laptop. Stand-PCs sind mit unter 40 
Prozent nur noch relativ selten anzu-
treffen. 

Problematisches Markenbewusstsein 

Und doch sind deutliche Klassenunter-
schiede zu beobachten: „Hochpreisige 
Laptops und Tablet-Computer sind in 
den privilegierteren Haushalten deutlich 
weiter verbreitet. Dazu kommt noch, dass 
Jugendliche mit höherer formaler Bil-
dung eine selbstbewusstere Einstellung 
an den Tag legen, wenn es darum geht, 
die Technik zur Gestaltung des eigenen 
Lebens einzusetzen.“ Während diese pri-
vilegierte Schicht digitale Geräte auf-
grund der von ihnen verfolgten Ziele aus-
sucht, stehen bei den „formal niedriger 
gebildeten Jugendlichen“ andere Priori-
täten im Vordergrund. Hier gehe es vor 
allem um ästhetische Überlegungen und 
die Marke: „In diesem Segment über-
nimmt das Smartphone die Rolle eines 
Statussymbols, das heißt, es ist besonders 
wichtig, hier immer ein aktuelles Modell 
vorweisen zu können.“ 

Dieses Konsumverhalten hat Aus-
wirkungen auf andere Aspekte des On-
lineverhaltens, etwa wenn es um Re-
cherchen für Schularbeiten geht. So 

stimmen rund 70 Prozent der befragten 
Jugendlichen der folgenden Aussage zu: 
„Im Großen und Ganzen kann ich gut 
einschätzen, ob etwas, das ich im Inter-
net lese oder sehe, wahr oder gelogen 
ist.“ Allerdings basieren diese Einschät-
zungen hauptsächlich auf einer beson-
deren Form des Markenbewusstseins. 
Den Jugendlichen geht es um die Ästhe-
tik einer Webseite, deren Bekanntheits-
grad und quantitative Größen, wie etwa 
die Anzahl der erreichten Klicks oder 
„Likes“. 

Als direkte Folge dieser Sichtweise 
werde die Intention des Absenders nicht 
reflektiert: „Ein reines Werbeangebot 
kann in diesem Sinne durchaus als eine 
vertrauenswürdige Information gelten 
(…).“ Eine Sonderstellung nehme die 
Marke Google ein: „Diese ist nicht nur 
selbst vertrauenswürdig, sie verleiht 
auch anderen Anbietern ein großes Aus-
maß an Glaubwürdigkeit.“ Es zeigt sich, 
dass der Umgang mit der digitalen Welt 
bewusst gelernt werden muss. Das gilt 
sowohl für OfflinerInnen als auch für 
jene, die scheinbar natürlich mit den 
neuen Medien aufwachsen. 

Blogtipp:
www.awblog.at/offliner-ohne-internet

AK-Studie zum Thema OfflinerInnen:
tinyurl.com/yby3rc2b

AK-Studie zum „Digital Divide“ unter 
 österreichischen Jugendlichen:

tinyurl.com/y95lglxr
Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor

christian@bunke.info
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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Bei genauerer Betrachtung erweist sich das 
Bild der umfassend kompetenten „digital 
 natives“ als Mythos. Wie die „New York Times“ 
treffend formulierte: „Die Zeitverschwendung 
im Internet ist die neue  digitale Spaltung.“

https://www.awblog.at/offliner-ohne-internet/
http://tinyurl.com/yby3rc2b
http://tinyurl.com/y95lglxr
mailto:christian%40bunke.info?subject=
mailto:barbara.kasper%40oegb.at?subject=
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A
lbert ist ein Mitarbeiter, wie ihn 
sich viele Vorgesetzte wünschen: Er 
arbeitet gründlich, bildet sich wei-
ter und ist immer erreichbar. Er 

fügt sich in jedes Team ein, beantwortet 
bereitwillig KundInnenanfragen, macht 
keinen Urlaub und keine Pausen. Und 
wenn er seine Arbeit beendet hat, hinter-
lässt er die Büroküche so, wie er sie vor-
gefunden hat – denn anders als seine 
menschlichen KollegInnen betritt er sie 
nie. Albert ist kein Mensch, sondern ein 
Chatbot. Sein Arbeitsplatz ist ein Server 
des Österreichischen Patentamts. 

Ein Chatbot ist ein Programm, das 
Fragen beantwortet und einfache An-
weisungen verarbeitet – im Grunde ein 
virtueller Roboter. Bekannte Artgenos-
sen heißen Alexa (von Google) oder Siri 
(von Apple) und werden unter anderem 
im Haushalt eingesetzt. Sie geben Aus-
kunft über das Wetter, spielen Musik ab 
oder tätigen Bestellungen im Internet. 
Albert wird dort eingesetzt, wo im Pa-
tentamt ein hoher Kommunikationsauf-
wand entsteht: im Callcenter, wo er 
KundInnenanfragen beantwortet. Ist 
Albert somit ein Beispiel für jene Digi-
talisierung, die Arbeitsplätze kostet?

Zero-Level-Support

„Albert Patent Bot“ ist der erste seiner 
Art, er ist der bis heute einzige Chatbot 
im Bundesdienst. „Albert leistet ,Zero-
Level-Support‘“, erklärt Christoph 

Mandl, Alberts „Vorgesetzter“ aka Pro-
jektleiter im Patentamt. Der Begriff  
„Zero-Level-Support“ ist von der typi-
schen Arbeitsorganisation eines Callcen-
ters abgeleitet. Callcenter bearbeiten ihre 
Anfragen in unterschiedlichen Stufen, 
abhängig von der Komplexität. Einfache 
Anfragen bearbeitet der „First-Level- 
Support“, wird es schwieriger, wird an 
den „Second Level Support“ weitergege-
ben. Die MitarbeiterInnen des First- und 
Second Level Supports ergänzt Albert um 
eine Dimension: „Albert setzt früher an. 
Er hat einen einfachen ,Usecase‘, mit dem 
er genau die Fragen beantwortet, die am 
häufigsten an uns gestellt werden und die 
wir standardisiert verarbeiten und beant-
worten können“, erläutert Mandl. 

Dieser Usecase definiert Alberts Spe-
zialisierung: UserInnen können abfra-
gen, ob ein möglicher neuer Markenna-
me bereits existiert und geschützt ist. In 
der Situation der Gründung werde ge-
nau diese Frage oft gar nicht oder zu 
spät gestellt, so Mandl. „In dieser frühen 
Phase bieten wir Gründerinnen und 
Gründern ein neues Angebot. Albert ist 
unser Eisbrecher und generiert so neue 
Anfragen – weil er Kunden erreicht, die 
sich sonst nicht so schnell an uns gewen-
det hätten“, so Mandl. Und er fügt hin-
zu: „Weil die Frage oft kommt: Nein, 
Albert kann niemanden ersetzen und es 
werden auch keine Stellen abgebaut. Er 
ist eine Ergänzung und generiert zusätz-
liche Nachfrage.“ 

Das macht Albert nicht nur zu ei-
nem Beispiel für Veränderungen in der 
Wirtschaft, er „arbeitet“ an einer wichti-
gen Schnittstelle: an jenem Punkt, wenn 
Unternehmen oder Start-ups neu ge-
gründet werden. Albert funktioniert 
dort deshalb so gut, weil er alles andere 
als bürokratisch oder wie eine Behörde 
auftritt. Er ist auf der Website des Pa-
tentamts zu finden oder auch im Face-
book-Messenger. Albert tritt in der Fi-
gur eines Emoticons auf, gemischt mit 
der Kontur eines Smartphones. Kein 
Anruf ist notwendig, eine einfache Ein-
gabe des Markennamens und zwei 
Nachfragen reichen, um eine erste Aus-
kunft zu bekommen.

Testfälle ÖGB und AK

Im Praxistest kennt Albert die Marke 
„ÖGB“. Sie ist am Johann-Böhm-Platz 1 
als Marke „in allen ,Klassen‘ von Waren 
und Dienstleistungen“ registriert. Die 
„Arbeiterkammer“ oder auch „AK Wien“ 
hingegen nicht. An dieser Stelle gratuliert 
Albert: „Glückwunsch! Ihre Marke 
scheint einzigartig zu sein. Damit sich 
daran nichts ändert, beraten Sie sich mit 
einer oder einem unserer Expertinnen 
und Experten.“ 

Das Beispiel zeigt Alberts Grenzen 
auf: Die Marke „Arbeiterkammer“ lässt 
sich in der Praxis von Unternehmen we-
der schützen noch neu anmelden. „Ge-
nau darum geht es“, betont Mandl: „Al-

Freund und HELFER 
Kollegen, die an sieben Tagen der Woche arbeiten: 

Chatbots greifen in Arbeitsprozesse ein.  
Freundinnen, die man nicht kennt: InfluencerInnen verändern unsere Medienwelt. 

Was machen sie genau und wozu brauchen wir sie eigentlich? 

Text und Fotos: Michael Mazohl
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Christoph Mandl ist als Projektleiter im 
Patentamt für den Chatbot „Albert Patent 
Bot“ verantwortlich.
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bert bietet nur eine Orientierung, sein 
Suchergebnis hält vor keinem Gericht 
stand. Nach Albert beraten unsere Ex-
pertinnen und Experten mit ihrem 
 Spezialwissen.“ 

Alberts Beispiel zeigt weiter, wie Be-
schäftigte unterstützt oder vielleicht so-
gar entlastet werden. Die MitarbeiterIn-
nen im Callcenter können sich auf 
wichtigere Aufgaben konzentrieren – im 
Idealfall bleiben ihnen Tätigkeiten, die 
ihren Qualifikationen mehr entspre-
chen. Albert steht stellvertretend für 
jene technologische Weiterentwicklung, 
die im Dienste von Beschäftigten wirkt 
und sie nicht zusätzlich unter Druck 
setzt oder das Ziel verfolgt, Arbeitsplätze 
zu rationalisieren. 

Eine App wird zum Kollegen

Technologisch betrachtet ist der Chatbot 
„Albert Patent Bot“ eine App, die sich aus 
mehreren kleineren, miteinander kom-
munizierenden Apps zusammensetzt, da-
runter eine Suchfunktionalität, eine Da-
tenbank und ein Thesaurus. Für die Mit-
arbeiterInnen im Callcenter des Patent-

amts ist Albert keine App, sondern „vom 
Prinzip her ein weiterer Kollege“, wie es 
Mandl ausdrückt. Auch die Marken-
schützerInnen greifen für einfache Abfra-
gen immer häufiger selbst auf Albert zu. 
„Albert arbeitet 24 Stunden täglich, an 
sieben Tagen in der Woche“, ergänzt 
Mandl. Damit kommt er auch etwaigen 
Start-up-GründerInnen entgegen, denn 
deren Bürozeiten weichen oft von jenen 
des Patentamts ab. 

Albert ist nun seit rund einem Jahr 
im Patentamt tätig. In Zahlen gemessen 
hat er rund 6.600 Beratungsgespräche 
geführt, mit einer durchschnittlichen 
Dauer von siebeneinhalb Minuten. Da-
bei hat er rund 12.000 Fragen beant-
wortet. Umgerechnet auf Arbeitstage 
entspricht das einer Teilzeitstelle mit 
17,5 Stunden pro Woche. Durch beglei-
tende Werbemaßnahmen steigt die Nut-
zung, sein Potenzial ist praktisch nur 
technisch durch Serverkapazitäten be-
grenzt.

Albert hat gerade eine Weiterbildung 
oder technisch ausgedrückt ein Update 
erhalten: Seit Mitte Mai kennt er neue 
Usecases – dazu gehören die Abfrage 

von Förderungen und der Hinweis auf 
Seminarangebote.

Der Chatbot, das kleine Kind

Die Idee für einen Chatbot im Patentamt 
entstand im Rahmen eines internen 
Workshops im Dezember 2016. „Wir ha-
ben uns die Frage gestellt: Wie können 
wir neue Technologien für das Patentamt 
nutzen? Da sind wir sehr schnell auf 
Chatbots gekommen.“ Mit der Umset-
zung des Projekts wurde die „Chatbots 
Agency“ rund um die Wiener Informa-
tikerin Barbara Ondrisek beauftragt. Ge-
meinsam wurde der Name „Albert“ ge-
funden, mit Bezug zu Albert Einstein, 
der als Angestellter im Patentamt in Bern 
die Relativitätstheorie entwickelt hat. Zur 
Auflockerung wird Albert deshalb auch 
programmiert, zwischen der teils trocke-
nen Materie Physikerwitze zu erzählen.

Auch Ondrisek sieht den Sinn von 
Chatbots in der Ergänzung eines beste-
henden Beratungsangebots: „Wenn ich 
gefragt werde, ob Chatbots Menschen 
ersetzen, sage ich immer: ,Nein!‘ Viel-
mehr geht es um einen Shift von Anfra-
gen in eine bestimmte Richtung.“ Im 
Fall des Patentamts etwa wurde der 
 Zero-Level-Support durch einen Chat-
bot überhaupt erst möglich. Deshalb ist 
Albert für die Informatikerin auch ein 
gutes Beispiel für die Herausforderun-
gen, die ein Einsatz von Chatbots mit 
sich bringt. Denn weil sie mit normaler 
Sprache kommunizieren, wird von ih-
nen oft eine Intelligenz erwartet, die sie 
gar nicht besitzen. „Je klarer kommuni-
ziert und abgegrenzt ihr Anwendungs-
gebiet ist, umso besser funktionieren 
sie“, so Ondrisek. Genau das ist bei 
A lbert gegeben. 

Barbara Ondrisek entwickelte „Albert Patent 
Bot“ mit ihrer Chatbots Agency, einer ARGE 
aus selbstständigen Einzelunternehmen. Ein 
gemeinsames Büro gibt es nicht, aber viele 
Cafés, in denen Meetings stattfinden.

Arbeit&Wirtschaft 5/2018
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Albert vergleicht sie dabei – wie alle 
Chatbots – mit einem kleinen Kind. Er 
wird aufgezogen, seine Fähigkeiten wer-
den ständig trainiert und weiterentwi-
ckelt. Sie gibt zudem zu bedenken: Nicht 
nur Chatbots allgemein müssen lernen, 
die Anfragen von UserInnen zu verarbei-
ten, sondern umgekehrt müssen sich 
UserInnen daran gewöhnen, Anfragen 
an Chatbots zu richten. Dazu erzählt sie 
eine Anekdote: „Bei einem Telekom-
anbieter war nach der Einführung eines 
Chatbots die häufigste Anfrage: ,Wie 
lautet die Nummer der Telefonhotline?‘“

Neue Berufsbilder

Das Team um Ondrisek ist als ARGE or-
ganisiert, mit ihr als Geschäftsführerin. Es 
ist eine Gruppe von selbstständigen Ein-
zelunternehmen, die vernetzt höchst kom-
plexe Aufgabenstellungen bearbeiten. Ein 
gemeinsames Büro gibt es nicht, Meetings 
finden in hippen Cafés statt. Nicht zufällig: 
Das Prestigeprojekt der Chatbots Agency 
ist „Mica, the Hipster Cat“, ein Chatbot, 
der ortsbezogen Tipps zu Szenecafés und 
trendigen Restaurants gibt. Die „Hipster 
Cat“ zeigt auch das Potenzial für einen spe-
zialisierten Chatbot auf: Sie führt 250.000 
Gespräche im Monat und bearbeitet damit 
450-mal so viele Anfragen wie „Albert Pa-
tent Bot“. Ondrisek gibt allerdings zu be-
denken, dass der Vergleich keinen Sinn 
macht: „Wichtig ist, dass der Chatbot sei-
nem Publikum und Umfeld entspricht. 
Albert Bot ist beispielsweise in der Anspra-
che per Sie, die Hipster Cat per Du.“

Die Entwicklung und der Einsatz 
dieser neuen Technologien lässt neue 
Berufe entstehen, auch innerhalb der 

Chatbots Agency. Damit der Dialog mit 
den UserInnen gut gelingt, wurde ein 
eigenes Berufsbild entwickelt: der/die 
„DialogdesignerIn“. Das Anforderungs-
profil kombiniert verschiedene Kennt-
nisse, von Linguistik über Programmie-
rung bis zur Psychologie. Klar ist: Das 
neue Berufsbild ist ein sehr hoch qualifi-
ziertes, interdisziplinäres, das noch in 
keiner etablierten Ausbildungslaufbahn 
erlernbar ist. Die Geschwindigkeit, mit 
der diese neuen Qualifikationsprofile 
entstehen und sich auch wieder verän-
dern, stellt Arbeitsmarkt und Bildungs-
politik vor Herausforderungen. 

Chatbots werden zu neuen Kollegen 
in der Arbeitswelt. In der Medienwelt 
wirbeln andere Player den Markt um 
das rare Gut Aufmerksamkeit auf. Sie 
werden „InfluencerInnen“ genannt und 
erreichen in sozialen Medien teilweise 
weit mehr Menschen, als mit traditio-
nellen Leitmedien wie Radio, TV, Print 
und ihren Online-Kanälen angespro-
chen werden könnten. Damit ziehen sie 
auch das Interesse der Werbewirtschaft 
auf sich, und zwar zum Nachteil von 
klassischen Medien. Als InfluencerIn-
nen werden einzelne Personen bezeich-
net, die mit ihren Blogs und in Social-
Media-Kanälen wie Instagram, You-
Tube, Pinterest und natürlich Facebook 
eine große Anzahl von FollowerInnen 
an sich binden. Ihre �emen sind auf 
den ersten Blick unpolitisch. Doch sie 
ziehen die Aufmerksamkeit gerade jun-
ger Menschen massiv auf sich und ver-
ändern die Gewohnheiten ihres Medi-
enkonsums. Das macht es für politische 
AkteurInnen wie Gewerkschaften und 
AK notwendig, sich mit ihnen auseinan-

derzusetzen. Bei genauerem Hinsehen 
wird zudem deutlich, dass sie sehr wohl 
gesellschaftspolitisch relevant sind. 

InfluencerInnen erreichen Millionen

Sophie C. Ryba war selbst Influencerin. 
2008 hat sie den Beauty-Blog thelip 
stick.net gegründet und damit in kurzer 
Zeit 30.000 Newsletter-Abonnements 
generiert. Ryba beschreibt, was das In-
fluencerInnen-Sein ausmacht: „Influ-
encer sind Ich-Blogger, die über ihr Le-
ben schreiben und ihr Publikum daran 
teilhaben lassen. Das ist vergleichbar 
mit Reality-TV auf Online-Medien.“ 
Heute betreibt sie eine Kosmetik-Shop-
Plattform und hat ihr Engagement auf 
thelipstick.net reduziert. Ihre Erfah-
rung als Influencerin nutzt sie aller-
dings, um Unternehmen zu beraten, 
die mit InfluencerInnen zur Bewer-
bung von Produkten oder Marken ko-
operieren wollen. 

Jasmin Fichtinger ist Head of Opera-
tions der Social-Media-Agentur Bacon & 
Bold, tätig in Wien und Linz. Auch sie 
berät Unternehmen in der Kooperation 
mit InfluencerInnen und streicht einen 
entscheidenden Unterschied zu Offline-
Medien wie Print oder TV hervor: „Die 
Aufmerksamkeit in sozialen Medien ist 
,data-driven‘, also komplett messbar. 
Klicks, Reaktionen und Kommentare 
sind in genauen Zahlen nachvollziehbar 
und transparent, in Echtzeit.“ Dies ist 
ein großer Unterschied und zugleich 
enormer Vorteil im Vergleich zu Print, 
TV und Radio, deren Reichweiten mit 
statistischen Verfahren berechnet wer-
den. Die Website likeometer.at analysiert 

„Albert Patent Bot“ ist auf Facebook 
Messenger und auf der Website des 
Patentamts erreichbar: www.patentamt.at

http://thelipstick.net
http://thelipstick.net
http://likeometer.at


32 Arbeit&Wirtschaft 5/2018

die Zahlen der Instagram-Accounts von 
Medien, Prominenten, SportlerInnen, 
PolitikerInnen und eben InfluencerIn-
nen. Ein Blick auf diese Zahlen macht 
die Dimensionen deutlich.

Einseitige Freundschaften

Mit knapp 1,6 Millionen FollowerInnen 
ist „KS“ als @ksfreak der erfolgreichste 
Influencer Österreichs, gefolgt von 
„Mr. K“ als @krappiwhatelse mit rund 
1,2 Millionen FollowerInnen. Die erfolg-
reichste Influencerin ist „Tatjana Catic“ 
als @tatjanamariposa mit etwas mehr als 
einer Million FollowerInnen. Zum Ver-
gleich: Alexander Van der Bellen liegt bei 
knapp 44.000 FollowerInnen, Sebastian 
Kurz bei 38.000, HC Strache, Matthias 
Strolz und Christian Kern liegen zwi-
schen 20.000 und 18.000 FollowerIn-
nen. HC Strache verzeichnet rund 
770.000 „Gefällt mir“-Angaben auf sei-
ner Facebookseite.

Die Accounts von „KS“, „Mr. K“ 
und „Tatjana Catic“ haben eines ge-
meinsam: Sie zeigen das „schöne Leben“ 
mit Fotos, Videos und kurzen Texten. 
Bei den Herren geht es um Muskeln, 
Tattoos, schnelle und noch schnellere 
Autos. Tatjana wiederum zeigt Kleider, 
schöne und noch schönere Reiseziele, 
kombiniert mit Beautytipps. Fichtinger 
analysiert das Erfolgskonzept: „Ich 
möchte exakt ein solches Leben führen 
wie der Influencer. Ich vertraue dem In-
fluencer außerdem, wie ich meiner bes-
ten Freundin vertraue – ein Vertrauen, 
das sich über eine längere Zeit und viele 
Postings aufbaut.“ In Wahrheit geht es 
sogar um mehr als um Vertrauen: „Die 
Follower nehmen so stark am Leben des 
Influencers teil, dass dadurch eine Art 
einseitige Freundschaft entsteht. Der In-
fluencer kennt seine Follower in der Re-
gel ja gar nicht.“

Abseits der Wahrnehmung vieler 
Menschen entsteht eine neue Online-

Welt, die immer stärker an gesellschafts-
politischem Einfluss gewinnt und von 
Unternehmen, aber auch zunehmend 
politischen Kräften instrumentalisiert 
wird. Es ist jene Welt, mit der Interes-
senvertretungen konkurrieren, wenn sie 
sich um die Aufmerksamkeit gerade 
junger Zielgruppen bemühen. Für AK 
und Gewerkschaften führt kein Weg da-
ran vorbei, Teil dieser Online-Welt zu 
werden. Es gilt für sie, sich dort mit 
neuen Mitteln und Strategien sowie 
neuen eigenen Playern für mehr Fairness 
und Gerechtigkeit einzusetzen. Dabei 
geht es nicht nur um Geschlechter-
stereotype, die InfluencerInnen wie 
„KS“, „Mr. K“ und „Tatjana Catic“ ver-
mitteln und die so ein Comeback erle-
ben – ganz im Sinne der Werbewirt-
schaft, wenn auch nicht im Sinne der 
jungen Mädchen und ihrer Chancen.

Enthält Produktplatzierungen 

Neben den reichweitenstärksten haben 
sich auch viele kleinere, aber oft sehr 
spezialisierte InfluencerInnen etabliert. 
Wer eine Anzahl von 10.000 Followe-
rInnen erreicht, wird als InfluencerIn 
betrachtet und erscheint auf dem Radar 
der Werbewirtschaft. Ryba präzisiert: 
„Es gibt nicht den einen Typ Influencer, 
alle sind unterschiedlich. Wir haben 
eine große Vielfalt an �emen – und 
auch der Qualität, mit der Postings auf-
bereitet werden.“ Die beliebtesten Kate-
gorien: Lifestyle allgemein, Food, Fa-
shion, Reise oder Kosmetik. Fotografie, 
Film, Kindererziehung, Medizin zählen 
zu den spezialisierten �emengebieten. 

Diese Kombination aus Reichweite 
und freundschaftlicher Verbindung las-
sen sich Unternehmen durchaus einiges 
kosten: Zehn Euro pro 100 FollowerIn-
nen gelten als sehr grober Richtwert, ab-
hängig von der Zusammensetzung der 
FollowerInnen, dem �emenschwer-
punkt und den Social-Media-Kanälen 
(Instagram, Facebook, YouTube, eigener 
Blog). Aber was genau bekommen Un-
ternehmen von InfluencerInnen? „Unter-

Jasmin Fichtinger ist Head of Operations der 
Social-Media-Agentur Bacon & Bold.  
Sie berät Unternehmen in der Kooperation  
mit InfluencerInnen. 
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nehmen und Influencer entwickeln ge-
meinsam eine Idee für eine Koopera-
tion“, so Fichtinger. „Letztendlich geht es 
darum, dass ein Produkt oder eine Marke 
in Social-Media-Postings platziert wird – 
ein Foto auf Instagram, ein YouTube-Vi-
deo. Wie genau das geschieht, das hängt 
stark mit dem Influencer und seinem 
Auftritt zusammen, denn die Kooperati-
on funktioniert nur, wenn sie zum Influ-
encer passt.“ So müssen InfluencerInnen 
unbedingt authentisch bleiben. Ryba 
weist zudem auf einen zeitlichen Aspekt 
hin: „Diese Beiträge sind nicht kurzlebig, 
sie bleiben im Regelfall für mindestens 
ein Jahr online.“ Auch für diese gespon-
serten Beiträge gilt übrigens das Medien-
recht – sie müssen als Werbeformate ge-
kennzeichnet werden.

Professionalisierung und Vernetzung

„InfluencerIn“ als Berufsbild ist ver-
gleichbar mit einer journalistischen Tä-
tigkeit, die viele Medienformate bedient: 
„Ein Influencer ist eine One-Man-Show, 
die sich ein Konzept überlegt, Texte 
schreibt, Fotos macht, Videos dreht und 
schneidet, postet, mit den Followern in 
Kommentaren kommuniziert“, erzählt 
Ryba auch aus ihrer eigenen Vergangen-
heit. Weit mehr als 40 Stunden in der 
Woche hat sie für thelipstick.net aufge-
wendet, Privatleben und Berufsleben wa-
ren vollständig entgrenzt.

„Die Szene professionalisiert sich zu-
nehmend. Dazu gehört beispielsweise, 
dass Influencer Unternehmen fertige 
Mediakits zur Verfügung stellen, ähn-
lich wie Printmedien mit Mediadaten 
arbeiten. Darin legen sie die Struktur 
ihrer Follower offen, welche Kanäle und 
Formate sie anbieten, und vor allem: 
ihre Preisvorstellungen für Kooperatio-
nen“, führt Fichtinger aus. Ryba sieht 
die Professionalisierung weiters in einer 
Vernetzung der InstagramerInnen, You-
TuberInnen, BloggerInnen & Co. Sie 
organisiert einmal im Jahr das „Fashion 

Camp“, in dem sich rund 150 Influen-
cerInnen austauschen. „Da geht es um 
Social-Media-Trends genauso wie um 
die Gestaltung von Fotos und Videos 
oder eben die Zusammenarbeit mit 
 Unternehmen.“

Es gibt sogar schon Initiativen, Ausbil-
dungen zum Influencer oder zur Influen-
cerin anzubieten. Im Herbst des vergange-
nen Jahres hat der Otto-Versand für Auf-
sehen gesorgt. Der Konzern hat 100 Be-
werberInnen rekrutiert und zu Otto-In-
fluencerInnen ausgebildet. Diese „Corpo-
rate-InfluencerInnen“ haben unter ande-
rem die Aufgabe, das Versandhaus als at-
traktiven Arbeitgeber zu präsentieren. 
Ryba weist noch auf einen anderen Aspekt 
hin: „Gerade rund um die Influencer ent-
stehen neue Jobs und ändern sich beste-
hende Job Descriptions.“ Für einige 
Agenturen, wie jene von Fichtinger, ge-
hört es zum Dienstleistungsportfolio, In-
fluencerInnen zu vermarkten und bei der 
Produktion von Postings zu unterstützen. 
Traditionelle Werbeagenturen müssen In-
fluencerInnen in ihren Werbeplanungen 
berücksichtigen, eigene „Influencer 
Scouts“ suchen für Unternehmen passen-
de Kooperationen. Fichtinger bemerkt 
abschließend: „Viele junge Menschen 
schauen kein TV mehr, lesen keine Zeit-
schriften. Die erreicht man nur mehr über 
Social Media. Auch die Generationen ab 

30 sind sehr aktiv auf Social Media und 
sind sich oft nicht bewusst, dass sie Inhalte 
von Influencern konsumieren.“

Verändern, nicht verdrängen

Beide Beispiele – Chatbots wie Influen-
cerInnen – zeigen: Wir lernen neue Ver-
haltensweisen und werden Chatbots bald 
nicht mehr nach der Telefonnummer für 
die Hotline fragen. Genauso entstehen 
neue Berufsbilder und Formen der Ar-
beitsorganisation, und unsere Medien-
landschaft erweitert sich. Sowohl Chat-
bots als auch InfluencerInnen schaffen 
neue Jobs und verändern bestehende. Mit 
Sicherheit ändern sie als neue AkteurIn-
nen die Systeme, in die sie eindringen: 
den Kundenservice und die traditionelle 
Medienlandschaft. Gerade mit Blick auf 
die Printmedien wird es dabei nicht nur 
GewinnerInnen geben. „Albert Patent 
Bot“ kann dazu einen passenden Witz er-
zählen: „Zwei Atome treffen sich in einer 
Bar. Sagt das eine: ,Ich glaube, ich habe 
ein Elektron verloren.‘ Sagt das andere: 
,Sieh’s positiv.‘“

Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor
michael.mazohl@gmail.com

oder die Redaktion
aw@oegb.at

Sophie C. Ryba generierte als Influencerin mit 
ihrem Blog thelipstick.net innerhalb weniger 
Monate 30.000 Newsletter-Abos. Heute 
betreibt sie die Kosmetik-Shop-Plattform  
www.cosmeterie.at und arbeitet selbst mit 
InfluencerInnen zusammen.

http://thelipstick.net
mailto:michael.mazohl%40gmail.com?subject=
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W
enn KundInnen heute ein Un-
ternehmen kontaktieren, kann es 
sein, dass ein sogenannter Chat-
bot antwortet. Dies ist eine Soft-

ware, die programmiert ist, um unsere 
E-Mail- oder Chat-Anfragen zu beant-
worten. Die China Merchants Bank etwa 
bearbeitet laut eigenen Angaben bis zu 
zwei Millionen Anfragen täglich auf die-
se Art und Weise. Früher wurden dafür 
7.000 MitarbeiterInnen eingesetzt. Und 
die digitalen Helfer können noch mehr. 
Das von IBM entwickelte Computersys-
tem Ross etwa durchforstet als Assistenz-
system für AnwältInnen Gerichtsurteile 
zu einem bestimmten Thema, um spezi-
fische Fragen für sie zu beantworten. Die 
KI-Plattform Amelia unterstützt Mitar-
beiterInnen im Service dabei, Anfragen 
von KundInnen schneller zu beantworten, 
oder sie hilft Beschäftigten in der Produk-
tion beim Bedienen von Geräten. 

Was ist künstliche Intelligenz? 

Künstliche Intelligenz, wie wir sie heute 
antreffen, basiert meist auf maschinel-
lem Lernen. Dabei werden große Daten-
mengen mithilfe statistischer Verfahren 
nach Mustern durchsucht. Darauf ba-
sierend stellt das System Regeln auf, die 
es stetig an neue Rückmeldungen, die es 
bekommt, anpasst. Mit jeder Rückmel-
dung und jedem Datensatz wird die KI 
„intelligenter“. Am Ende soll sie eigen-
ständig Lösungen für neue, unbekannte 
Probleme finden. 

Die großen technischen Fortschrit-
te in diesem Bereich haben viel mit ge-
steigerter Rechenleistung von Compu-
tern, der Verfügbarkeit großer Daten-
mengen, mit Entwicklung zu Bild- 
und Spracherkennung und Wissens-
verarbeitung zu tun. Diese Fortschritte 
schlagen sich in neuen Anwendungen 
wie dem autonomen Fahren, Überset-
zungsprogrammen oder medizinischen 
Analysen nieder. Es ist anzunehmen, 
dass sich in den nächsten Jahren wei-
terhin viel tun wird. Immerhin liegt 
das Marktvolumen für KI laut Europä-
ischem Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss (EWSA) heute bei rund 664 
Millionen US-Dollar und soll bis 2025 
auf circa 38,8 Milliarden US-Dollar 
wachsen. 

Die Hoffnungen sind groß. KI-An-
wendungen haben das Potenzial, me-
dizinische Diagnosen zu verbessern, 
Emissionen im Transportbereich zu 
verringern oder in unterschiedlichsten 
Bereichen die Sicherheit zu erhöhen. 
In der Arbeitswelt könnten gefährliche 
und gesundheitsschädliche Arbeiten 
minimiert werden. Vor allem ruhen 
auf KI-Anwendungen aber Erwartun-
gen zu Effizienzsteigerung, Fehlermi-
nimierung und Entwicklung neuer 
Geschäftszweige.

KI im Büro

Es gibt sie schon: Start-ups, die anprei-
sen, voraussagen zu können, ob Bewer-
berInnen erfolgreich sein werden oder 
nicht. Das tun sie zum Beispiel anhand 
der Anzahl der Wörter in Bewerbungs-
schreiben. Andere Firmen werben da-

mit, anhand von Videoanalysen die 
Körper- und verbale Sprache von 
 BewerberInnen zu analysieren und so 
deren Kündigungswahrscheinlichkeit 
bestimmen zu können. Die KI-Funk-
tion Xander soll die Emotionen von 
Menschen erkennen. Im Werbevideo 
heißt es: „Xander existiert, um das 
Mysteriöse aus menschlichen Entschei-
dungen zu entfernen. Jedes Mal, wenn 
Sie herausfinden wollen, wen Sie ein-
stellen, wen Sie befördern, wie Sie Ih-
re Mitarbeiter motivieren können.“ 
Wie treffsicher Xander ist, wissen wir 
nicht. 

„Einprogrammierte“ Ungerechtigkeit

Solche Anwendungen könnten, so die 
Hoffnung, Diskriminierung entgegen-
wirken, da Computer keine menschli-
chen Vorurteile in Bezug auf Ge-
schlecht, Herkunft oder Alter haben. 
Es kann aber auch das Gegenteil pas-
sieren – und zwar dann, wenn die 
„Trainingsdaten“, mit denen das Sys-
tem „gefüttert“ wird, eine Schieflage 
haben. Denn wenn bisher immer jün-
gere Menschen in Bewerbungsverfah-
ren erfolgreich waren, wird das System 
dieses Kriterium erkennen und künftig 
auch jüngere Menschen empfehlen. Es 
fragt nicht, was die Gründe dafür wa-
ren, ob diese Entscheidungen sinnvoll 
oder gerecht waren. Das System „lernt“ 
lediglich aus menschlichem Verhalten 
und kopiert es. Die Ungerechtigkeit 
wäre quasi „einprogrammiert“. Im 
Endeffekt kann ein Algorithmus so sexis-
tischer oder rassistischer agieren als ein 
Mensch. 

Der Roboter steht bereit
Die neuen Technologien haben das Potenzial, unsere Gesellschaft zu verbessern. Aber 
es braucht Regeln, damit die Rechte der Arbeitenden nicht auf der Strecke bleiben.

Sylvia Kuba
Bereichsleitung Wirtschaft der AK Wien
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Gruselig muten Entwicklungen an, 
bei denen künstliche Intelligenz nicht 
mehr nur Grundlage für menschliche 
Managemententscheidungen sind, son-
dern selbst Beschäftigte kontrollieren 
und „managen“. Ein Beispiel dafür ist 
Cogito, ein System, das einem Bericht 
des Economist zufolge die Stimmen von 
Callcenter-Beschäftigten analysiert so-
wie Alarm schlägt, wenn diese zu un-
freundlich klingen, und sie an einen 
freundlicheren Tonfall erinnert. In eine 
ähnliche Richtung gehen Versuche von 
Amazon und JD.com, die mit Armbän-
dern experimentieren, die Handbewe-
gungen der ArbeitnehmerInnen in 
Echtzeit verfolgen und leiten. 

Arbeiten mit schlauen Robotern

Besondere Herausforderungen entste-
hen, wenn KI-Systeme Objekte steuern 
– und das in komplexen, von Menschen 
bevölkerten Umgebungen. Das promi-
nenteste Beispiel dafür: autonome Au-
tos, die ohne FahrerInnen auskommen, 
aber auch kollaborierende Anwendun-
gen von Maschinen im Arbeitsprozess. 
Hier entstehen vielschichtige Sicher-
heitsrisiken, wie eine Studie des US-
amerikanischen National Science and 
Technology Council Committee on Techno-
logy zeigt. Anders als bei klassischen In-
dustrierobotern, bei denen aus Sicher-
heitsgründen tunlichst Sicherheitsab-
stände zu Menschen eingehalten werden 
müssen, ist eine solche Isolation bei kol-
laborativen Robotern nicht vorgesehen. 
Das kann zur Gefahrenquelle für Men-
schen werden. Interessant ist, dass es 
bisher noch keine internationalen Stan-
dards für diesen Bereich gibt. 

Ist das alles in Österreich erlaubt? 
Grundsätzlich gilt hierzulande: Wird 
ein neues technisches System einge-
führt, braucht es die Zustimmung des 
Betriebsrates. Gibt es keinen Betriebs-
rat, muss die individuelle Einwilligung 
der Beschäftigten eingeholt werden. 
Gerade in Zeiten großer technischer 
Umwälzungen ist das eine herausra-
gende Chance, um den digitalen Wan-
del so zu gestalten, dass auch die Ar-
beitnehmerInnen davon profitieren. 
Die Ressourcen der Betriebsräte wer-
den dabei mehr als gefordert sein. Die 
Fragen, die KI-Anwendungen aufwer-

fen, sind vielfältig, von den Arbeits-
markteffekten der neuen Technologien 
bis zu gigantischen Herausforderungen 
für den betrieblichen Datenschutz. 
Wir werden aber auch eine Debatte 
über ethische Fragen führen müssen: 
Was darf KI und was nicht? Verletzt es 
etwa die menschliche Würde, wenn 
man von einem Computer gesagt be-
kommt, wie freundlich man sein soll? 
Und wie setzt man ethische Standards 
in der Realität durch? Anregungen 
dazu kann man sich in der traditionel-
len Wirtschaft holen. Standards und 
Normen, deren Einhaltung auch ge-
prüft werden, sind in anderen Tech-
nikbereichen üblich – ein bewährtes 
Prinzip, das angesichts von KI-Syste-
men mit neuen, zusätzlichen Inhalten 
gefüllt werden muss.

Sinnvoller Rahmen nötig

Wichtig ist zudem größtmögliche 
Transparenz, um zum Beispiel die Risi-
ken von Diskriminierung zu verhin-
dern und zu sichern, dass Gesetze und 
soziale Normen eingehalten werden. 

Manchen Entwicklungen muss man 
auch grundsätzlich entgegentreten. 
Tatsächlich gibt es bereits Stimmen, 
die eine „Rechtsperson“ für Roboter 
fordern. Denn, so das Argument, nie-
mand könne kontrollieren, was eine 
selbstlernende Software im Laufe der 
Zeit lernt. Eine solche Aufweichung 
der Herstellerhaftung würde morali-
schen Risiken und Missbrauchsmög-
lichkeiten das Tor öffnen. Das sind nur 
einige der großen Fragen, die KI-An-
wendungen aufwerfen. Wir dürfen die 
Entwicklung nicht Technik und Markt 
überlassen. Wir müssen das diskutie-
ren und einen sinnvollen Rahmen ge-
stalten. 

EWSA zur Informationsgesellschaft:
tinyurl.com/ybnq4tpd 

US-Studie zur KI: 
tinyurl.com/h4ekpt2

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
sylvia.kuba@akwien.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at
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W
ie ist der digitale Wandel bereits 
im betrieblichen Alltag spür-
bar? Vor welchen neuen Her-
ausforderungen stehen Be-

triebsrätInnen und Gewerkschaften? 
Und was ist zu tun, um soziale Sicher-
heit, gerechte Verteilung und starke Mit-
bestimmung durchzusetzen? Genau 
über diese Fragen haben im Herbst 2017 
über 500 Beschäftigte in 16 World Cafés 
in ganz Österreich diskutiert. Die Er-
gebnisse wurden an jeweils drei The-
mentischen auf Transparenten festgehal-
ten: Zu den Schwerpunkten Faire Arbeit 
4.0, Mitbestimmung 4.0 und Fair Teilen 
4.0 haben alle TeilnehmerInnen die glei-
chen Fragestellungen in ganz Österreich 
diskutiert. Die Ergebnisse zeichnen ein 
schönes Bild, wo die TeilnehmerInnen 
die größten Chancen und Herausforde-
rungen in einer digitalisierten Zukunft 
sehen. 

Laufende Veränderung

Die Digitalisierung, also die zunehmen-
de Erfassung und Vernetzung von Daten 
und die damit verbundenen Innovatio-
nen, schafft laufend neue Geschäftsmo-
delle und Arbeitsprozesse. Stetig ändert 
sich also die Art, wie wir arbeiten und 
was wir arbeiten – und das in rasender 
Geschwindigkeit. Dazu ein Beispiel: Vor 
15 Jahren waren noch 75 Prozent aller 
Daten analog gespeichert, also auf Pa-
pier, Tonband oder Film. Heute ist es 
nicht einmal mehr ein Prozent. Viele 
Veränderungen sind bereits im Gange 

und sie gehen weit über den industriel-
len Sektor (Industrie 4.0) hinaus. Sie 
betreffen auch Branchen wie Handel 
(Onlinehandel), Dienstleistungen (Ro-
boter zur Pflegehilfe, Service-Bots, 
Selbstbedienungskassen, Hotelplattfor-
men), Transport und Verkehr (Uber, 
fahrerlose Busse/U-Bahnen), um nur 
einige Entwicklungen zu nennen. An 
den Thementischen zu Faire Arbeit 4.0 
haben sich die TeilnehmerInnen darü-
ber ausgetauscht, welche Beispiele für 
Digitalisierung sie aus ihren Betrieben 
kennen und welche Entwicklungen für 
sie wünschenswert bzw. weniger wün-
schenswert sind.

Entwicklungschancen

Der Wandel ist im Arbeitsalltag der Teil-
nehmerInnen bereits deutlich spürbar. 
Technische Systeme werden allerdings 
häufig dazu benutzt, um Arbeitneh-
merInnen zu kontrollieren und zu über-
wachen. Sie bemerken, dass sie einem 
steigenden Druck ausgesetzt sind, und 
sie fühlen sich stärker belastet. Den Um-
gang mit Daten und die Durchsetzung 
der Datenschutzrechte sehen sie als be-
sondere Herausforderung auf uns zu-
kommen. Es entstehen laufend neue 
Tätigkeiten, die auch mit neuen Anfor-
derungen an die KollegInnen verbun-
den sind. Viele sehen darin Entwick-
lungschancen für die Beschäftigten, so-
fern parallel dazu auf gute Aus- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten Wert ge-
legt wird. 

Es überwiegt die Einschätzung, 
dass viele Arbeiten, die heute von Men-
schen erledigt werden, in Zukunft von 

„intelligenten selbstlernenden Syste-
men und Maschinen“ übernommen 
werden. Besonders gering qualifizierte 
Tätigkeiten sehen die TeilnehmerIn-
nen als gefährdet an. Als Herausforde-
rung sehen sie auch, wie die Maschi-
nen/Systeme eingesetzt werden und 
wie die „Zusammenarbeit“ mit den 
Menschen gestaltet ist. Der Tenor: 
Neue Technologien dürfen nicht der 
Profitmaximierung dienen, sie sollen 
zur Arbeitserleichterung eingesetzt 
werden und Menschen müssen die 
Letztkontrolle behalten. 

Eine zentrale Frage der Gewerk-
schaftsbewegung war und ist auch in 
Zukunft, wie wir Wohlstand und 
Macht fair in der Gesellschaft vertei-
len. Wenn neue Technologien Produk-
tivitätszuwächse schaffen, die nicht 
mehr im gleichen Ausmaß zu mehr Be-
schäftigung führen (eher zu weniger), 
so braucht es neue Wege, wie der Profit 
nicht nur einigen wenigen gehört, son-
dern allen in der Gesellschaft zugute-
kommt. Diskutiert wurde, welche neu-
en Wege wir einschlagen können, um 
weiterhin Bildung, Gesundheit, Ein-
kommen zum Auskommen, Absiche-
rung im Alter etc. für alle gewährleis-
ten zu können. Ebenso wurde bei den 
�ementischen zu Fair Teilen 4.0 über 
den Tellerrand geblickt: Welche �e-
men sind aus einer globalen Sicht 
wichtig, um eine faire Verteilung von 
Wohlstand und Macht im Einklang 
mit der Umwelt zu erreichen?

Klar ist: Verteilungsgerechtigkeit ge-
hört gesteuert. Es wurden zahlreiche 
Ideen gesammelt, wie ein faires Steuer-
system in Österreich, der EU und auch 

Karin Zimmermann
ÖGB-Präsidentenbüro

Würde statt  Profit
In 16 World Cafés diskutierten Beschäftigte über Faire Arbeit 4.0. Einig waren  
sie sich: Der digitale Wandel muss zum Vorteil der Menschen gestaltet werden. 
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weltweit hergestellt werden kann. Dazu 
gehören Vermögenssteuern, die Wert-
schöpfungsabgabe, der Kampf gegen 
Steuerbetrug und Steuerhinterziehung 
oder die Forderung, dass Gewinne dort 
besteuert werden, wo sie anfallen. Be-
sonders wichtig waren den Teilneh-
merInnen auch weiterhin ein starker 
Staat und ein guter sozialer Airbag. Die-
ser beinhaltet einen gerechten Zugang 
zu Bildung, Gesundheit und Absiche-
rung im Alter, aber auch der Zugang zu 
Internet, sauberem Wasser, Energie und 
leistbarem Wohnraum für alle wurde 
mehrfach genannt. 

Mehr als Erwerbsarbeit

Besonders bewegt hat das Thema Bil-
dung: Aus- und Weiterbildung brau-
chen ausreichend Mittel (etwa durch 
Ausbildungsfonds) und es muss ver-
stärkt auf soziale und kreative Bildung 
sowie Medienkompetenz gesetzt wer-
den. Viel diskutiert war auch der Begriff 
von Arbeit, denn Arbeit ist mehr als Er-
werbsarbeit. Es gab teils sehr kontrover-
sielle Diskussionen zum Modell des be-
dingungslosen Grundeinkommens. 
Mehr Einigkeit herrschte bei Arbeits-
zeitverkürzung, einer gerechten Vertei-
lung von bezahlter und unbezahlter Ar-
beit und bei der Notwendigkeit, Arbeit 
neu zu bewerten. Besonders die Wertig-
keit von Non-Profit-Arbeit und For-
Profit-Arbeit wurde hier thematisiert – 
durch eine Neubewertung kann für die 
Gesellschaft sinnvoll umverteilt werden. 
Nachhaltiges und ökologisches Wirt-
schaften, speziell die Förderung lokaler 
Produkte und Dienstleistungen, war 

vielen TeilnehmerInnen ebenfalls ein 
großes Anliegen. 

Verändern sich die Arbeit und die 
Arbeitsorganisation, verändert sich 
auch die Mitbestimmung in den Be-
trieben. Betriebsrätebefragungen zeich-
nen ein deutliches Bild: Arbeitszeit, 
Arbeitsorganisation, Arbeitsbelastung, 
Datenschutz, Teleworking und Co sind 
die heißen �emen der heutigen Be-
triebsratsarbeit. Neue Arbeitsformen 
wie etwa Crowdwork brauchen neue 
Formen der Mitbestimmung und Ge-
werkschaftsarbeit. Gleichzeitig bieten 
neue Technologien Möglichkeiten, um 
die Vertretungsarbeit zu verbessern. An 
den �ementischen zur Mitbestim-
mung 4.0 wurde besprochen, wo Ar-
beitnehmervertreterInnen die größten 
Herausforderungen bei ihrer täglichen 
Arbeit sehen und wo sich der ÖGB ih-
rer Meinung nach besonders stark posi-
tionieren soll.

Zukunftsaufgaben

Ortsungebundenes Arbeiten, Homeof-
fice usw. bringen einerseits mehr Frei-
heiten, aber auch Schwierigkeiten. Es 
wird dadurch mühsamer, den persönli-
chen Kontakt zu den MitarbeiterInnen 
zu erhalten. Die TeilnehmerInnen mer-
ken auch, dass es technologische Ent-
wicklungen schwieriger machen, beste-
hende (Mitbestimmungs-)Rechte einzu-
halten, sei es bei der Arbeitszeit, beim 
Datenschutz oder bei der wirtschaftli-
chen Mitbestimmung. Sie fordern klare 
Regeln und vor allem strengere Kontrol-
len sowie spürbare Sanktionen. Sie wol-
len ihre eigenen Kompetenzen stärken, 

etwa durch zusätzliche Unterstützung 
durch ExpertInnen und Weiterbildung 
– hier wurde vor allem der Umgang mit 
sozialen Medien genannt. Neue Arbeits-
formen wie etwa Crowdwork, Schein-
selbstständigkeit und Ein-Personen-Un-
ternehmen zu organisieren, das sehen die 
DiskutantInnen als wichtige Zukunfts-
aufgabe des ÖGB. Stark ist das Bekennt-
nis zur Sozialpartnerschaft und zu soli-
darischem Handeln auf allen Ebenen, 
von der internationalen Zusammenar-
beit bis zu einer intensiveren Koopera-
tion der Gewerkschaften in Österreich.

Gerechte Verteilung

Dank der TeilnehmerInnen konnte der 
ÖGB einen guten Einblick gewinnen, 
welche Sorgen, aber auch positive Zu-
kunftsvisionen für eine faire Arbeits- 
und Lebenswelt bei den BetriebsrätIn-
nen vorherrschen: Der Wandel ist für sie 
vielerorts erlebbar. Der Weg zu einer ge-
rechten Verteilung von Arbeit, Einkom-
men und Steuern ist noch ein langer, er 
gehört aber unbedingt weiter beschrit-
ten. Denn es soll auch weiterhin ein Le-
ben in sozialer Sicherheit, mit guten Ein-
kommens- und Bildungschancen und 
einer intakten Umwelt möglich sein. 

Hier finden Sie die Ergebnisse der World 
 Cafés sowie Fotos und Videos von den 

 Veranstaltungen:
www.arbeitfairgestalten.at

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Autorin
karin.zimmermann@oegb.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at
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K
ommunikation ist ein unerlässli-
ches Kernstück der Betriebsrats-
arbeit. Der Austausch mit der Ge-
schäftsführung muss genauso 

funktionieren wie die Abstimmung mit 
den KollegInnen im Gremium. Das 
Wichtigste ist aber, dass der Betriebsrat 
die Belegschaft erreicht – und die Beleg-
schaft den Betriebsrat. Wie das funkti-
oniert, weiß Selma Schacht, Betriebs-
ratsvorsitzende der Wiener Kinder- und 
Jugendbetreuung: „Uns ist die Kommu-
nikation mit den MitarbeiterInnen sehr 
wichtig. Dafür nutzen wir alle möglichen 
Medien: klassische gedruckte, wie In-
fomappen für alle Neuangestellten oder 
die Zeitung, klassisch-digitale, wie einen 
monatlichen Mail-Newsletter und Info-
SMS, bis hin zu den Neuen Medien wie 
unsere Facebook-Seite.“ Zusätzlich stellt 

das Gremium auf der Betriebsratsweb-
site Veranstaltungstipps, Neuigkeiten 
von der Gewerkschaft, aber auch ver-
schiedene Themenpapiere zur Verfü-
gung, etwa zur Arbeitszeitverkürzung 
oder zum Streikrecht. „Gerade während 
des Streiks war es toll und wichtig, auf 
vielen Wegen mit Informationen zu den 
KollegInnen wie auch an die Öffentlich-
keit gehen zu können“, erzählt Schacht.

Der richtige Weg ist das halbe Ziel

Damit der Informationsaustausch funk-
tioniert, müssen Betriebsräte die richti-
gen Kommunikationskanäle wählen. 
Ein allgemeingültiges Rezept dafür gibt 
es nicht. Was aber feststeht, ist, dass Be-
triebsräte mit der Zeit gehen müssen, 
um wirklich alle KollegInnen zu errei-
chen. „Neue Medien sind schlichtweg 
der Weg, um vor allem mit jungen Mit-
arbeiterInnen in Kontakt zu treten, aber 

auch zu bleiben“, erzählt Andreas  Horak, 
Vorsitzender des Angestelltenbetriebs-
rats beim Samariter-Bund Wien. „Wich-
tige Infos können in Sekundenschnelle 
ausgetauscht und übermittelt werden. 
Sie sind kostengünstig und mittlerweile 
kann sie so ziemlich jeder, der im Ar-
beitsleben steht, bedienen oder zumin-
dest daraus Informationen beziehen.“ 
Die Kombinationsmöglichkeiten der 
Neuen Medien sind nahezu unbegrenzt. 
Die entscheidende Frage bei der Wahl 

Dietmar Meister
ÖGB-Kommunikation TIPPS FÜR BETRIEBSRÄTE 

 » Zielgruppen definieren
 » die richtigen Kanäle wählen
 » einen Plan entwickeln
 » neue Formate ausprobieren
 » Reaktionen beobachten
 » Gesetze und Regeln einhalten
 » von anderen Betriebsräten lernen
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Betriebsratsarbeit 4.0
Kommunikation ist ein unerlässliches Kernstück der Betriebsratsarbeit.  

Wie Betriebsräte Neue Medien nutzen (sollten).
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der richtigen Kanäle muss lauten: Was 
ist meiner Zielgruppe wichtig?

Gibt es mehrere Zielgruppen, muss 
es auf diese Frage auch mehrere Ant-
worten geben. Wie ein Kanalmix für 
mehrere Zielgruppen in der Praxis aus-
sehen kann, schildert Markus Simböck, 
Betriebsratsvorsitzender im Kranken-
haus Braunau: „Im Haus nutzen wir 
SharePoint, geben unsere Betriebsrats-
zeitung heraus, machen Betriebsver-
sammlungen. Für uns als Betriebsrat 
haben wir eine interne WhatsApp-
Gruppe, mit Facebook gehen wir mehr 
in die Breite.“ Die Facebook-Seite hat 
der Betriebsrat vor zwei Jahren einge-
richtet, weil sich das Gremium weiter-
entwickeln wollte. „Die Leute sagen 
uns immer wieder, dass sie unsere Seite 
klass finden – vor allem, weil es eine ak-
tuelle, eine dynamische Seite ist“, er-
zählt Simböck. Gleichzeitig weiß er 
genau, dass eine Facebook-Seite den 
nach wie vor wichtigsten Kommunika-
tionskanal nicht ersetzen kann: das per-
sönliche Gespräch. „Die Facebook-Sei-
te ist trotzdem nur ein Beiwerk. Die 
direkte Arbeit mit den Leuten bleibt 
viel wichtiger.“

Aktiv sein, kreativ sein

Dennoch sind Neue Medien mittlerwei-
le etabliert und es ist kaum vorstellbar, 
dass sie wieder verschwinden: Zwei Drit-
tel der österreichischen Bevölkerung 
nutzen WhatsApp, mehr als die Hälfte 
hat ein Facebook-Konto, fast alle haben 
ein Smartphone. Neue Medien sind kos-
tengünstig oder gratis, schnell und un-
kompliziert. Und sie bieten einfache 
Möglichkeiten, sich orts- und zeitunab-
hängig auszutauschen und kontinuier-
lich über die eigene Arbeit zu berichten. 
Wenn ein Betriebsrat immer wieder Ar-
tikel zu den ihm wichtigen Themen pos-
tet und auf Anfragen und Kommentare 
reagiert, zeigt er, dass er aktiv ist, und 
lädt zur Kontaktaufnahme ein. 

Wo früher ein großer Aufwand ge-
trieben werden musste und hohe Kos-
ten anfielen, können heute mit dem 
Smartphone einfach und schnell an-
sprechende und abwechslungsreiche 
Inhalte produziert werden. Das weiß 
auch das Betriebsratsteam des ober-
österreichischen Getränkeherstellers 

Spitz. Um ein breiteres Publikum zu 
erreichen, hat der Betriebsrat zusätzlich 
zur eigenen Website und dem monatli-
chen E-Mail-Newsletter eine Face-
book-Seite eingerichtet, auf der selbst 
produzierte Videos und Fotos von der 
Betriebsratsarbeit veröffentlicht wer-
den. „Aus meiner Sicht ist es gerade im 
Zeitalter des Smartphones, Laptops 
und so weiter nur so möglich, schnell 
und ansprechend ein breites Publikum 
zu erreichen“, meint der stellvertreten-
de Vorsitzende des Gremiums, Roland 
Pascher.

Zuerst denken, dann posten

Einfach irgendwelche Inhalte ins Netz 
zu stellen, ist jedoch keine gute Idee. 
Wer kommuniziert, sollte auch die Re-
geln kennen – und einhalten. Wenn ein 
Betriebsrat ein für den Kollegen unvor-
teilhaftes Foto von der letzten Weih-
nachtsfeier auf die Facebook-Seite stellt, 
wenn er Mails verschickt, in denen er 
den Chef als Affen bezeichnet, wenn er 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse auf 
Twitter veröffentlicht, dann läuft etwas 
falsch. Denn die goldene Regel des In-
ternets lautet: Das Internet vergisst 
nicht. Auch wenn eine Äußerung nur in 
den Kreis der privaten Kontakte gepos-
tet wird, kann sie von allen Empfänge-
rInnen weiterverteilt werden. Und auch 
wenn ein Beitrag gleich wieder gelöscht 
wird, kann zuvor schon jemand einen 
Screenshot angefertigt haben. Deshalb 
ist ein sorgfältiger Umgang mit Neuen 
Medien geboten. Man kann sich nicht 
darauf verlassen, dass Informationen 
„unter uns“ bleiben. Ist ein Beitrag im 
Netz, verliert der bzw. die Sendende die 
Kontrolle darüber.

Jede Form der Öffentlichkeitsarbeit 
erfordert strategische Planung. In den 
sozialen Medien kommt einer klaren 
inhaltlichen Ausrichtung bzw. einem 
klaren Rahmen jedoch eine besondere 
Bedeutung zu. Sie sind so schnelllebig, 
dass nicht jede Äußerung abgesprochen 
werden kann. Deshalb ist es für die Öf-
fentlichkeitsarbeit über soziale Medien 
sinnvoll, sich innerhalb des Gremiums 
über die Umgangsformen zu verständi-
gen. Was auf diesem Weg beschlossen 
ist, sollte in Richtlinien festgehalten 
sein, die kommuniziert werden können 

und für alle verbindlich sind. Das 
schafft Klarheit nach außen und auch 
innerhalb des Gremiums, beispielswei-
se im Umgang mit negativen Äußerun-
gen. Zu einer guten Strategie gehört 
aber auch die Beobachtung. Einfach 
etwas auf Facebook zu stellen und sich 
dann eine Woche lang nicht mehr ein-
zuloggen, kann ernsthafte negative Fol-
gen haben. Kritische und für den Be-
triebsrat unbequeme Kommentare 
können jederzeit geäußert werden und 
sich potenziell zu einem Shitstorm ent-
wickeln, der dem Image des Betriebs-
rats nachhaltig schaden kann. Wenn 
aber der Betriebsrat rasch auf Kritik 
oder Vorwürfe antwortet, kann sich da-
raus eine konstruktive Diskussion ent-
wickeln, die Vorteile für alle Beteiligten 
bringt.

Über die Gewerkschaft vernetzt

Wenn die Kommunikation zwischen 
Betriebsrat und Belegschaft gut läuft, 
wenn das Feedback positiv ist, wenn es 
keine Beschwerden wegen fehlender 
Transparenz oder Information vorge-
bracht werden, wenn es keine Gerüchte 
und Vorwürfe gibt, sollte der bestehen-
de Weg weitergegangen werden. Wenn 
das aber nicht der Fall ist und der Be-
triebsrat die Belegschaft oder einen Teil 
davon nicht erreicht, sollte in der Kom-
munikation etwas geändert werden. 
Neue Medien können dabei sehr nütz-
lich sein und kein Betriebsrat sollte sich 
davor fürchten, etwas Neues auszupro-
bieren. Über die Gewerkschaft sind Be-
triebsräte miteinander vernetzt und ha-
ben die Gelegenheit, Wissen über Neue 
Medien auszutauschen, Erfolgskonzep-
te kennenzulernen und von den Erfah-
rungen anderer – und bestenfalls auch 
aus deren Fehlern – zu lernen.

Mehr Informationen:  
Der VÖGB bietet für Betriebsräte sowohl  
Seminare zur Gestaltung von Zeitungen,  

Plakaten und Flyern an als auch zum Umgang 
mit Websites, Blogs, Facebook und Co: 

www.voegb.at
Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor

dietmar.meister@oegb.at 
oder die Redaktion

aw@oegb.at

http://www.voegb.at
mailto:dietmar.meister%40oegb.at?subject=
mailto:aw@oegb.at
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W
ie kann man unterschiedliche 
Computersysteme dazu brin-
gen, miteinander zu kommuni-
zieren? Dieses Problem trieb 

Ende der 1980er-Jahre den Wissenschaf-
ter Tim Berners Lee vom Forschungszen-
trum CERN um. Um das Problem zu lösen, 
entwickelte er 1990 die Programmier-
sprache HTML. Sie ist bis heute der 
grundlegende Baustein des modernen 
Internets.

Lee betrachtete seine Erfindung als 
einen Dienst für die Allgemeinheit. Er 
wollte, dass sich WissenschafterInnen 
weltweit miteinander vernetzen können, 
um an den Problemen der Menschheit 
zu arbeiten. Deshalb meldete er auch 
kein Patent an. Hier liegt der Grün-
dungsmythos des Internets: eine Tech-
nologie, welche der Information zur 
Freiheit im Dienste aller Menschen ver-
helfen soll. 

Schon in den vorhergehenden Jahr-
zehnten wurden Vorläufer des Internets 
entwickelt. 1960 arbeitete das US-ame-
rikanische Militär an einem Compu-
ternetzwerk, um die Rüstungsforschung 
besser verknüpfen und koordinieren zu 
können. Die chilenische Linksregierung 
unter Salvador Allende bastelte in den 
frühen 1970er-Jahren an dem compu-
tergestützten Fernschreibernetzwerk „Cy-
bersyn“. Dieses sollte der Regierung bei 
der effizienten Gestaltung einer sozialis-
tischen Planwirtschaft helfen. 

Die Wurzeln des Internets liegen 
also im staatlichen oder zumindest staat-
lich geförderten Bereich. Das gerät 

leicht in Vergessenheit, betrachtet man 
die schöne bunte Onlinewelt der heuti-
gen Zeit. Spätestens Ende der 1990er-
Jahre sprangen private Konzerne auf den 
digitalen Zug auf. Sie profitierten von 
der Vorarbeit, die der öffentliche Sektor 
geleistet hatte. Das Paradoxe an dieser 
Situation ist, dass nie zuvor in der 
Menschheitsgeschichte so viele Men-
schen über Computer miteinander ver-
netzt waren wie heute, während zeit-
gleich eine Handvoll Großkonzerne die 
weitgehende technologische Kontrolle 
über das Internet übernommen hat. 

Problematische Monopole

Es ist ja so praktisch. Soziale Medien sind 
auch in der internationalen gewerkschaft-
lichen Arbeit nicht mehr wegzudenken. 
AUVA-Beschäftigte organisierten sich in 
Facebook-Gruppen, um für ihre De-
monstration gegen die von der Regierung 
geplanten Einsparungen am 1. Mai zu 
mobilisieren. Als ebenfalls am 1. Mai in 
Großbritannien Beschäftigte von McDo-
nald’s streikten, konnte man über Twitter 
weltweit live dabei sein. Auch Online-
petitionen gehören inzwischen zum Stan-
dardrepertoire bei der Durchführung ge-
werkschaftlicher Kampagnen. 

Doch wie immer, wenn es um Pro-
dukte privater Konzerne geht, gibt es 
auch hier einen Preis zu zahlen. Zwar 
verlangt Facebook von seinen NutzerIn-
nen kein Geld, aber das weltgrößte sozi-
ale Netzwerk verdient seine Milliarden 
mit Werbung und Datenhandel. Der  
in London lehrende, aus dem Wald-
viertel stammende Medienwissenschaf-
ter Christian Fuchs sieht hier den größ-

ten Knackpunkt der „sozialen Medien“. 
In seinem Text „Internet, Kapitalismus 
und periphere Entwicklung im Wald-
viertel“ schreibt er: „Das Problem sozia-
ler Medien ist, dass sie primär von kali-
fornischen Unternehmen betrieben 
werden, die die persönlichen Daten der 
NutzerInnen zur Ware machen und die-
se Daten nutzen, um Werbetreibenden 
personalisierte Werbung auf den Profi-
len der AnwenderInnen zu ermögli-
chen. Soziale Medien wie Facebook und 
Google sind keine sozialen Kommuni-
kationsunternehmen, sondern die größ-
ten Werbeunternehmen der Welt, die 
an individueller Profitsteigerung orien-
tiert sind und dazu die digitale Arbeit 
der NutzerInnen ausbeuten.“ 

Die so gesammelten Daten können 
auch noch ganz anderen Zwecken zuge-
führt werden. Fuchs erklärt dazu: „Die 
Aufdeckungen von Edward Snowden 
haben verdeutlicht, dass es einen über-
wachungsindustriellen Komplex gibt, in 
dem Geheimdienste mit privaten Si-
cherheitsunternehmen wie Booz Allen 
Hamilton und Kommunikationsunter-
nehmen wie AOL, Apple, Facebook, 
Google, Microsoft, Paltalk und Yahoo 
zusammenarbeiten, um die Destinatio-
nen und Inhalte der Kommunikation 
von BürgerInnen zu überwachen.“ Das 
betrifft auch gewerkschaftliche Kom-
munikation in sozialen Medien, was vor 
allem dann bedacht werden sollte, wenn 
sich etwa eine Belegschaft unter klan-
destinen Bedingungen in einem gewerk-
schaftsfeindlichen Unternehmen orga-
nisiert. 

Doch zurück zur Frage nach dem 
Gemeingut Internet. Fuchs nähert sich 

Wie gemeinnützig ist das Internet?
Die Wurzeln des Internets liegen im staatlichen oder staatlich geförderten Bereich.  

Ende der 1990er-Jahre sprangen private Konzerne auf den digitalen Zug auf.

Christian Bunke
Freier Journalist
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dieser Frage von seiner Kenntnis der 
Zustände im Waldviertel aus. Er be-
schreibt die Gegend als spärlich besie-
delt, wofür er auch die De-Industriali-
sierung der vergangenen Jahrzehnte ver-
antwortlich macht. Viele Orte im Wald-
viertel hätten nur eine langsame, teilwei-
se auch gar keine funktionierende Inter-
netverbindung. Das wird von den Ver-
sorgern durchaus zugegeben. Fuchs zi-
tiert Hermann Gabriel, den Unterneh-
menssprecher der A1 Telekom Austria 
AG: „Man muss sagen, dass das Wald-
viertel einerseits aufgrund seiner topo-
grafischen Situation und der dichten 
Bewaldung, andererseits durch die dün-
ne Besiedelung sehr schwierig zu versor-
gen ist.“

Im Ergebnis bedeutet dies, dass die 
Menschen im Waldviertel zwar diesel-
ben Preise für ihre Telekommunikati-
onsversorgung zahlen wie anderswo 
auch, dafür aber geringere Dienstleis-
tungen erhalten. Dieser Zustand erin-
nert an die immer noch schwelende 
Diskussion rund um die sogenannte 
Netzneutralität. Damit ist gemeint, 
dass alle Daten bei ihrer Übertragung 
im Internet gleichbehandelt werden 
müssen. Die großen Internetprovider 
wollen das jedoch ändern. Sie wollen, 
dass man zukünftig für schnelle Daten-
übertragung besonders viel Geld hinle-
gen muss. In den USA wird diese Frage 
gerade in Senat und Repräsentanten-
haus heftig diskutiert. Das Beispiel 
Waldviertel zeigt allerdings, dass auch 
bei (noch) bestehender Netzneutralität 
längst nicht alle Gegenden von den Te-
lekommunikationskonzernen gleichbe-
handelt werden. 

Hier kommt das „Gemeingut“ ins 
Spiel. Trotz der Dominanz der großen 
Konzerne haben sich Elemente der Ge-
meinnützigkeit im Internet erhalten. Mit 
Wikipedia ist eine internationale, nicht 
kommerzielle Enzyklopädie herange-
wachsen. Gewerkschaftsnahe Webseiten 
wie der Blog der Arbeit&Wirtschaft ver-
öffentlichen Beiträge mit der Creative-
Commons-Lizenz, um diese der Allge-
meinheit zugänglich zu machen. All die-
se Initiativen haben sich die Verbreitung 
frei zugänglicher Information über das 
Internet auf die Fahnen geschrieben. 

Nichtkommerzielle Alternativen

Fuchs hält es für absolut vernünftig, hier 
anzusetzen. Für Österreich fordert er: 
„Es wäre durchaus sinnvoll, dass der 
ORF eine Art nichtkommerzielles You-
Tube entwickelt, während ein nicht-
kommerzielles Facebook und nichtkom-
merzielle WIFI-Netzwerke zivilgesell-
schaftlich organisiert sein sollten und 
durch eine partizipative Mediengebühr 
staatliche Hilfen bekommen könnten.“ 
Auf internationaler Ebene gibt es so et-
was Ähnliches bereits. Die „Diaspora 
Foundation“ bietet eine gemeinnützige 
Facebook-Alternative an, die nicht auf 
Datenhandel beruht und anonyme 
Kommunikation ermöglichen soll. Wei-
te Verbreitung fand sie allerdings nicht. 

Für das Waldviertel entwickelt Fuchs 
die Idee lokaler und regionaler Freifunk-
netze, die von „nichtkommerziellen, ge-
meinwohlorientierten, selbstverwalteten 
Betrieben oder Gemeinden“ angeboten 
werden sollen. Hierin sieht er auch eine 
Chance für eine Wiederbelebung der 

Region, die seit Jahren durch starken 
Bevölkerungsrückgang gekennzeichnet 
ist: „Eine kommunalisierte oder selbst-
verwaltete Kommunikationsinfrastruk-
tur kann Teil gemeinnütziger lokaler 
Strukturen in globalen Dörfern sein, die 
es für junge Menschen attraktiv ma-
chen, in Regionen wie dem Waldviertel 
zu leben und tätig zu sein.“ 

Ein ähnliches kommunalisiertes In-
ternetsystem sei im Jahr 2005 infolge 
des Hurrikans Katrina in New Orleans 
in Planung gewesen. Allerdings habe es 
dagegen „großen Widerspruch der lokal 
einflussreichen Telekommunikations-
konzerne“ gegeben, die versucht hätten, 
das Projekt „zu boykottieren“. Ohne 
eine Auseinandersetzung mit den Groß-
konzernen wird es auch im Internet kei-
nen Fortschritt geben. 

Weiterführende Links:
Der Text „Internet, Kapitalismus und periphere 

Entwicklung im Waldviertel“ von Christian Fuchs 
ist als kostenloser Download erhältlich:  

tinyurl.com/y7tobd78
Eine ausführliche Beschreibung der  

verschiedenen Formen von Creative Commons  
findet sich hier:  

creativecommons.org/
Im Februar 2014 beschäftigte sich der  

Fernsehsender 3sat mit den gemeinnützigen 
Wurzeln des Internets:  
tinyurl.com/ydhnygr2

Der Verein „Wikimedia“ fühlt sich der gemein-
nützigen Informationsverbreitung verpflichtet:  

www.wikimedia.at/
Schreiben Sie Ihre Meinung an den Autor 

christian@bunke.info
oder die Redaktion 

aw@oegb.at
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Block-Chain 
Bezeichnet eine dezentrale Datenbank. 
Eine Block-Chain wird ständig erweitert, 
vergleichbar einer Kette, der am unteren 
Ende ständig neue Elemente hinzugefügt 
werden. Block-Chains sind dezentral, das 
bedeutet, dass die Datenbank nicht auf 
einem Server oder bei einem Unterneh-
men liegt, sondern über viele Computer 
verteilt ist. Es gibt niemanden, dem die 
Block-Chain gehört. Sie ist schwer zu 
manipulieren oder zu hacken. Viele Un-
ternehmen testen gerade, wie die Block-
Chain-Technologie für sie anwendbar ist. 
Noch ist nicht gewiss, ob und wie sich 
die Technologie weiterentwickeln wird.

Data-Mining 
Bezeichnet die die systematische Anwen-
dung computergestützter Methoden, um 
in vorhandenen Datenbeständen Muster, 
Trends oder Zusammenhänge zu finden. 
Anwendungen sind beispielsweise im 
Marketing, im Finanz- und Versiche-
rungswesen, im Onlinehandel, in der 
Verbrechensbekämpfung oder in der Me-
dizin zu finden. Allerdings können fal-
sche Zuschreibungen entstehen oder aus 
Zusammenhängen Schlüsse gezogen wer-
den, die sich statistisch nicht ziehen las-
sen und für ArbeitnehmerInnen zu un-
gerechtfertigten Folgen führen. Außer-
dem ist es datenschutzrechtlich äußerst 
bedenklich.

Digitalisierungsdividende
Durch den Einsatz von Technik in der 
Industrie und Dienstleistung werden ho-
he Produktivitätsgewinne erwartet. Aus 
ArbeitnehmerInnensicht gilt es, einen 
Anteil dieser Profite durch ein angepass-

tes Steuersystem abzuschöpfen, um sie für 
die Allgemeinheit nutzbar zu machen.

Digitales Shopfloor Management 
In der vernetzten Fabrik müssen Mitar-
beiterInnen komplexe IT-Systeme über-
wachen und als flexible und kreative Pro-
blemlöserInnen agieren. Ein Instrument 
zur Unterstützung der MitarbeiterInnen 
in diesem Prozess bildet das Shopfloor 
Management. Es bedeutet „Führung am 
Ort der Wertschöpfung“ oder „Führung 
am Ort des Geschehens“. Alles soll darauf 
ausgerichtet werden, dass die Produktion 
möglichst gut und fehlerfrei funktioniert. 
Es ist ein ganzheitliches Führungsinstru-
ment, das von der Produktion ausgehend 
auf administrative Bereiche ausgedehnt 
wurde. Dabei spielen flache Strukturen, 
Visualisierung und Kennzahlen eine 
wichtige Rolle.

Digitales Personalmanagement 
Die Digitalisierung verändert auch das 
Personalmanagement. Personal kann über 
Internet-Stellenbörsen angeworben wer-
den. Über Karrierenetzwerke wie Linke-
dIn können ArbeitnehmerInnen sich un-
tereinander und mit Arbeitgebern ver-
knüpfen. Gefahren aus ArbeitnehmerIn-
nensicht liegen etwa in neuen Formen der 
Überwachung.

Standardisierung 
Bezeichnet eine Vereinheitlichung von 
Produkten, Bauteilen oder Verfahren 
nach bestimmten Mustern. Auch im Ma-
nagementbereich werden Prozesse ver-
mehrt standardisiert. Unter dem Begriff 
„Shared Services“ werden diese standar-
disierten Prozesse dann ausgelagert, etwa 

die Buchhaltung, die Lohnverrechnung 
oder IT-Dienstleistungen. Standardisierte 
Prozesse eignen sich in weiterer Folge auch 
besonders gut zur Automatisierung.

Verschwommene, intransparente Wertschöp-
fungsketten 
Wertschöpfungskette bezeichnet alle Ak-
tivitäten eines Unternehmens in der Her-
stellung und Vermarktung eines Pro-
dukts. Die Digitalisierung ermöglicht Ge-
schäftsmodelle, in denen einzelne Aktivi-
täten zunehmend flexibel verschoben 
werden können.

Aus einer Wertschöpfungskette, in 
der eine Leistung von einem Akteur zum 
nächsten weitergereicht wird, entsteht ein 
schillerndes Wertschöpfungsnetzwerk, in 
dem die Art der Leistungserbringung 
(Outsourcing, Crowdworking, Personal-
bereitstellung, Partnerunternehmen) und 
die Rollen ständig verändert werden. Der 
Auftraggeber der Wertschöpfungskette 
hat volle Kenntnis darüber, für Außenste-
hende sind die einzelnen Mitglieder der 
Kette meist intransparent.

Es verschwimmen auch die Grenzen 
zwischen Produktion und Dienstleistung 
– eine Turbine für ein Kraftwerk wird 
heute nach der Lieferung weiter „be-
treut“, Daten werden gesammelt, um die 
zukünftige Produktion zu optimieren 
und Service und Wartung gehören mitt-
lerweile ebenfalls zum Normalbetrieb. Es 
verschwimmen aber auch die Grenzen 
zwischen KonsumentInnen und Produ-
zentInnen (= ProsumerInnen).

Mehr:  
www.arbeitfairgestalten.at/glossary

Sprache 4.0
Von Block-Chain über Digitales Shopfloor Management bis hin zu verschwommenen 

Wertschöpfungsketten: Begriffe aus der digitalen Welt.

http://www.arbeitfairgestalten.at/glossary/
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D
ie Digitalisierung stellt für die 
Gewerkschaft eine Chance dar – 
wir müssen sie allerdings nützen. 
Als Gewerkschaften müssen wir 

alles daransetzen, die Risiken der neuen 
Entwicklungen möglichst zu minimie-
ren und die Vorteile wirklich allen zu-
gutekommen zu lassen. Zunächst bedeu-
tet Digitalisierung einen enormen Inno-
vationsschub und damit eine Dynami-
sierung der Wirtschaft. Das ist gut, denn 
wirtschaftlicher Stillstand ist nicht nur 
für die Unternehmen schlecht, sondern 
auch für Arbeitsplätze und Staatsfinan-
zen. Gute Daseinsvorsorge und ein aus-
gebauter Sozialstaat sind sowohl Basis 
als auch Folge einer florierenden Wirt-
schaft. Wir müssen allerdings als Gesell-
schaft gemeinsam darüber diskutieren, 
welche Innovationen wir wollen, welche 
ethischen Implikationen bestimmte Ent-
wicklungen haben (man denke an die 
künstliche Intelligenz) und ob die Inno-
vationsgewinne wirklich allen zugute-
kommen. Es ist ganz sicher nicht in un-
serem Sinn, wenn die Monopolbildung 
begünstigt wird und sich die großen In-
ternet-Giganten einer fairen Besteue-
rung entziehen. Dagegen müssen wir 
massiv ankämpfen.

Wert und Bedeutung von Arbeit

Zweitens werden im Zuge der Digitali-
sierung der Wert und die Bedeutung von 
Arbeit neu diskutiert. Es entstehen ganz 

neue Arbeitsformen, mit dem Risiko, 
dass sie ohne ausreichende Regulierung 
das Prekariat verstärken und herkömm-
liche Arbeitsplätze bedrohen. Gleichzei-
tig eröffnet die Digitalisierung bisher 
nicht gekannte Autonomiespielräume 
– wir können überall und jederzeit ar-
beiten. Wir werden in den kommenden 
Jahren auf österreichischer und europä-
ischer Ebene daran arbeiten müssen, dass 
all diese neuen Entwicklungen im Sinne 
der Beschäftigten gestaltet werden. Das 
heißt, dass es auch in der entgrenzten 
Welt der Digitalisierung klare und nach-
vollziehbare Regeln geben muss. Die Ar-
beit der Zukunft darf nicht von arbeit-
geberverordneter Flexibilität und Dau-
erverfügbarkeit geprägt sein, sondern es 
geht um die Selbstbestimmung der Ar-
beitnehmerInnen.

Große Umbrüche

Es entstehen neue Arbeitsplätze, vor al-
lem im Bereich der Datenökonomie. 
Gleichzeitig fallen auch Arbeitsplätze 
weg. Dieser große Umbruch am Arbeits-
markt macht vielen zu Recht Angst. Die-
se Veränderung muss gut begleitet wer-
den – mit Qualifikation und Umschu-
lungen, aber auch mit dem Ermöglichen 
von Arbeitsplätzen, für die digitale Kom-
petenzen nicht so wichtig sind. Es ist 
Aufgabe der Gewerkschaften und Ar-
beitnehmerInnenvertretungen, hier 
bestmögliche Rahmenbedingungen ein-

zufordern und mitzugestalten, damit es 
möglichst viele GewinnerInnen und 
möglichst wenig VerliererInnen gibt.

Drittens kann die Digitalisierung für 
uns als Gewerkschaft selbst eine große 
Chance sein. Wenn wir jene Daten und 
Informationen, die uns unsere Mitglie-
der geben, so nützen, dass wir sie mit 
genau jenen Angeboten und Services ver-
sorgen, die sie brauchen, dann werden 
auch wir stärker und besser in der Kun-
dInnenorientierung und damit in unse-
rer politischen Mitgestaltungsfähigkeit. 
Partizipation wird ebenfalls in der digi-
talen Welt einfacher und schneller. Es ist 
klar, dass wir dafür ein wenig umdenken 
müssen, dass wir auch unsere Kultur ver-
ändern müssen. Fakt ist aber, dass die 
Gewerkschaft in der digitalen Welt nicht 
nur nicht überflüssig oder veraltet ist, 
sondern notwendiger denn je. 

Faire Arbeit 4.0 ist keine Vision

Damit wir hier glaubwürdiger Ansprech-
partner sind, müssen auch wir selbst uns 
der digitalen Transformation stellen und 
über all unsere Kanäle – analog wie di-
gital – all unsere Zielgruppen anspre-
chen, von Start-ups und Crowdworke-
rInnen bis hin zu IndustriearbeiterInnen 
und Handelsangestellten. Faire Arbeit 
4.0 ist keine Vision, wegen der man ei-
nen Arzt braucht, sondern machbar und 
gestaltbar – und wir haben uns bereits 
auf den Weg gemacht.

Gestalten wir die Digitalisierung! 

Nicht zuletzt

von

Wolfgang Katzian
Bundesvorsitzender der GPA-djp, 
designierter ÖGB-Präsident©
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awblog.at ist die digitale Ergänzung 
zur Printausgabe der „Arbeit&Wirtschaft“. 

Frisch gebloggt zeigt die Highlights.

Seit den 1990er-Jahren, zuerst vor allem in Großbri-
tannien und in den letzten Jahren vermehrt auch in 
Kontinentaleuropa, macht sich das Konzept „Public 
Private Partnerships“ breit. Das bedeutet, private Un-
ternehmen betreiben öffentliche bzw. gemeinnützi-
ge Infrastruktur. Erwirtschaften sie Gewinne, fließen 
diese in die Unternehmen, Verluste sind durch eine 
staatliche Ausfallshaftung abgesichert und werden 
damit gewissermaßen sozialisiert. 

Sichtbar wurde das Problem anhand einer Insolvenz 
der zweitgrößten britischen Baufirma Carillion, die 
im staatlichen Auftrag u. a. Krankenhäuser errichtet 
und betrieben hat. Betroffen sind rund 11.500 Kran-
kenbetten. Großbritannien war und ist Vorreiter der 
Privatisierung vormals typischer Staatsaufgaben und 
ist somit zum „Worst Practice“-Fall geworden. Ca-
rillion steht als ein Beispiel für diese unsozialen Ge-
schäftsmodelle und für den Niedergang von öffent-
licher Infrastruktur. Dennoch wird es von vielen EU-
Mitgliedstaaten und von der EU-Kommission noch 
immer als praktisches Geschäftsmodell gesehen. Doch 
Dienstleistungen wie diese müssen geschützt werden. 

Lesen Sie mehr: tinyurl.com/yccdrqva

Staatshaftung statt 

unternehmerisches Risiko 

Susanne Wixforth

Der politische Wind, der arbeitslosen Personen in Ös-
terreich entgegenbläst, wird rauer, die ÖVP-FPÖ-
Regierung hat sich eine stärkere Aktivierung und ei-
ne Reform der Arbeitslosenversicherung sowie der 
Arbeitsmarktpolitik auf die Fahnen geheftet. Dazu 
wird der Frame des „faulen Arbeitslosen“ bzw. des 
„Durchschummlers“ aufgebaut. Man solle glauben, 
dass arbeitslose Menschen derzeit fast schon para-
diesische Zustände vorfinden. Doch ein Blick auf die 
aktuell geltenden Regelungen des Arbeitslosenversi-
cherungsrechts zeigen, dass dies bei Weitem nicht 
der Fall ist. Und auch die zentrale Forderung – wer 
länger eingezahlt hat, soll mehr bzw. länger etwas 
bekommen – ist bereits jetzt geltendes Recht. 
Der Artikel führt die recht strengen geltenden Be-
stimmungen zu Dauer und Höher der Leistungen, 
 Zumutbarkeit und Sperren aus. Die geltenden Rege-
lungen sind umfassend und führen bei vielen Men-
schen bereits jetzt zu schwierigen Lebenslagen und/
oder problematischen beruflichen Verläufen. Wo hier 
noch verschärft werden soll, ohne die arbeitslosen 
Menschen in eine schwierigere Situation zu drängen, 
ist ein Rätsel.

Lesen Sie mehr: tinyurl.com/y8ask7yp

Strenge Regeln für 
Arbeitslose 

Sonja Ertl & Jutta Keul

Wenn Ihnen ein Blogbeitrag gefällt, belohnen Sie uns und die Autorinnen und Autoren doch damit, dass Sie den Beitrag per 
Facebook, Twitter, E-Mail oder – ganz klassisch – per Mundpropaganda an interessierte Menschen weitergeben!

Wir freuen uns, wenn Sie uns abonnieren: 

Sie finden uns auch auf Facebook & Twitter  
facebook.com/arbeit.wirtschaft & twitter.com/AundW

http://awblog.at
http://tinyurl.com/yccdrqva
http://tinyurl.com/y8ask7yp
https://www.facebook.com/arbeit.wirtschaft
http://twitter.com/AundW
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Aus AK und Gewerkschaften
ÖGB

Erstmals Frau an der Spitze der ÖGJ
Susanne Hofer: „Wir haben bereits über 4.000 Unterschriften für den Erhalt des Jugendvertrauensrats 
gesammelt und werden weiterhin für dessen Erhalt kämpfen.“

ÖGB/AK

Faire Regeln für Praktika!
Studie zeigt schlechte Bedingungen auf. Gewerkschaften und AK fordern: Bezahlung von Pflichtpraktikan-
tInnen im Kollektivvertrag regeln.

Mit Susanne Hofer ist zum ersten Mal in 
der Geschichte der Österreichischen Ge-
werkschaftsjugend seit 1945 eine Frau 
Vorsitzende der Gewerkschaftsjugend. 
Nach ihrer Wahl zeigte sie sich kämpfe-
risch: „Die Bundesregierung glänzt mit 
einem Frontalangriff nach dem anderen 
auf die ArbeitnehmerInnen, und das be-
trifft auch junge Menschen: Die Kürzung 
der Ausbildungsbeihilfe für über 18-jäh-
rige Lehrlinge in überbetrieblicher Aus-
bildung, die geplante Abschaffung des 
Jugendvertrauensrates, das Aus für die 
Ausbildungsgarantie ab 2019, die Kür-
zung der Mindestsicherung, das Arbeits-
losengeld neu und vieles mehr. Das wer-
den wir uns nicht gefallen lassen!“

Die 23-jährige Grazerin folgt auf 
 Sascha Ernszt, der den ÖGJ-Vorsitz nach 

fünf Jahren abgibt. „Wir haben bereits 
über 4.000 Unterschriften für den Er-
halt des Jugendvertrauensrats gesammelt 
und werden auch weiterhin für den Er-
halt der LehrlingssprecherInnen in den 
Betrieben kämpfen“, so Hofer. „Wenn 
die Regierungsmitglieder sich die Mühe 
machen würden und Jugendvertrauens-
rätInnen selbst kennen lernen würden, 
würden sie wissen, welche großartige Ar-
beit sie in den Betrieben für das gesamte 
Unternehmen leisten. Sie unter dem 
Deckmantel der ‚demokratischen Parti-
zipation‘ abschaffen zu wollen, ist ein 
Faustschlag in das Gesicht junger Men-
schen“, ist Hofer empört. „Mehr Mitbe-
stimmung sieht anders aus.“

Susanne Hofer kommt aus der Ge-
werkschaft der Privatangestellten, Druck, 

Journalismus, Papier (GPA-djp). Die 
23-Jährige arbeitet als Assistentin für 
Kinder mit Behinderung bei der Le-
benshilfe in Graz und studiert Pädago-
gik, Deutsch und Geschichte auf Lehr-
amt. Als ÖGJ-Vorsitzende will sie sich 
für eine qualitativ hochwertige Lehr-
lingsausbildung einsetzen. Betriebe 
müssten wieder mehr ausbilden, nur so 
könne der Fachkräftemangel beseitigt 
werden. Eine zentrale Forderung ist eine 
kollektivvertragliche Lehrlingsentschä-
digung von mindestens 850 Euro im 
ersten Lehrjahr. Besonders am Herzen 
liegt ihr die Gleichbehandlung und 
Gleichberechtigung von Frauen, nicht 
nur in der Lehrlingsausbildung, sondern 
im gesamtgesellschaftlichen Leben.

Mehr: www.oegj.at 

Ohne Praktikum ist es jungen Menschen 
kaum mehr möglich, eine Anstellung zu 
bekommen. In den kaufmännischen 
Schulen sind Pflichtpraktika seit dem 
Schuljahr 2014/15 allen SchülerInnen 
vorgeschrieben. Die Bedingungen für 
PraktikantInnen müssen allerdings ver-
bessert werden, wie eine Studie des Ös-
terreichischen Instituts für Berufsbil-
dungsforschung (öibf) belegt. Dafür wur-
den 2.000 SchülerInnen von Handels-
akademien und Handelsschulen befragt. 

Sechs von zehn Befragten waren mit 
dem Praktikum insgesamt unzufrie-
den. Ein Drittel bekam keinen schriftli-
chen Arbeitsvertrag, knapp die Hälfte 
musste das Praktikum in einem Bereich 
machen, der nichts mit der beruflichen 
Ausbildung zu tun hatte. Weitere zehn 
Prozent bekamen bei ihrem letzten 
Praktikum überhaupt kein Geld, zehn 

Prozent wurden mit einem Taschengeld 
abgespeist.

In einigen Branchen ist die Bezah-
lung von PraktikantInnen im Kollektiv-
vertrag (KV) geregelt, so etwa im Han-
del, der chemischen Industrie oder in 
der IT. „In diesen Branchen orientiert 
sich das Gehalt an der Lehrlingsentschä-
digung und liegt zwischen mindestens 
590 Euro im Handel und knapp über 
900 Euro in der IT“, so die neue ÖGJ-
Vorsitzende Susanne Hofer. „An diesen 
Regelungen sollten sich andere Bran-
chen ein Vorbild nehmen.“ Es sei nicht 
akzeptabel, dass viele Jugendliche zu 
Hilfsarbeiten eingeteilt würden, anstatt 
berufsspezifische Tätigkeiten und 
Kenntnisse vermittelt zu bekommen. 

„Behandelt die Jugendlichen ordent-
lich, wenn ihr die Fachkräfte von mor-
gen braucht“, appellierte Christoph 

Klein an die Verantwortung der Unter-
nehmen. Klein ortet bei vielen Firmen 
Wissenslücken: „Viele Arbeitgeber glau-
ben, Praktika sind Volontariate.“ Letzte-
res sei aber ein „reines Reinschnuppern“ 
in eine Firma, ohne fixe Arbeitszeiten 
oder Pflichten. „Sobald ein Betrieb sagt, 
du bist um 8.30 Uhr da, ist es schon 
eine Weisung und somit kein Volontari-
at“, hält der AK-Direktor fest. 

GPA-djp und AK empfehlen, bereits 
vor Beginn jedes Praktikums darauf zu 
achten, ob Bezahlung, Beschreibung der 
Tätigkeit und Arbeitszeiten passen. 
„Wir versuchen, mehr Bewusstsein für 
diese Problematik zu schaffen, indem 
wir Betroffene aufmerksam machen auf 
ihre Rechte und auf die Möglichkeiten, 
die sie haben, um diese einzufordern“, 
so Hofer.

Mehr: www.watchlist-praktikum.at

http://www.oegj.at
http://www.watchlist-praktikum.at
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Man kann nicht alles wissen ...
Algorithmus: Begriff aus der Informatik bzw. Ma-
thematik; eindeutige Handlungsvorschrift zur Lö-
sung eines Problems bzw. einer Fragestellung, 
wobei Algorithmen aus zahlreichen Einzelschritten 
bestehen, die auf konkreten, spezifischen Vorgaben 
basieren. Mithilfe von Algorithmen können Verhal-
tensmuster erkannt und daraus Schlüsse gezogen 
werden. Der Hochgeschwindigkeitshandel mit Akti-
en läuft mithilfe von Algorithmen ab, aber auch 
Partnerbörsen im Internet oder die Suche nach der 
kürzesten Route in Navigationsgeräten. (Seite 34)

Allende, Salvador: chilenischer Arzt und sozialisti-
scher Politiker (1908–1973); 1970 mit Unterstüt-
zung des Linksbündnisses Unidad Popular (UP) ins 
Präsidentenamt gewählt. Neben der vollständigen 
Verstaatlichung der großen Kupferbergwerke sowie 
der teilweisen Verstaatlichung großer Banken und 
Industriebetriebe führte Allende auch eine umfas-
sende Agrarreform durch. Er wurde 1973 durch 
einen Militärputsch unter Augusto Pinochet (und 
mit Unterstützung des CIA) gestürzt, in dessen Ver-
lauf er Suizid beging. (Seite 40)

AOL: ehemals America Online, 1985 gegründeter 
US-Medienkonzern, seit 2015 eine Tochtergesell-
schaft von Verizon Communications. 2017 entstand 
aus der Fusion mit Yahoo! die Marke Oath. Im Jahr 
2000 war AOL mit 30 Millionen zahlenden Mitglie-
dern der größte Internetdienstanbieter weltweit. 
(Seite 40)

CERN: Europäische Organisation für Kernforschung; 
1954 entstanden aus dem 1952 gegründeten Con-
seil Européen pour la Recherche Nucléaire, Sitz in 
Genf, 22 Mitgliedstaaten. 1989 wurde dort das In-
ternet entwickelt, um den raschen und unkompli-
zierten Informationsaustausch zwischen den Wis-
senschaftern zu ermöglichen. (Seite 40)

China Merchants Bank: chinesische Bank mit Fir-
mensitz in der Sonderwirtschaftszone Shenzhen, 
gegründet 1987. Nach der Bilanzsumme handelt es 
sich um Chinas sechstgrößte Bank mit Filialen in 
den 30 größten Städten. (Seite 34)

Creative-Commons: 2001 in den USA gegründete 
gemeinnützige Organisation, die verschiedene 
Standard-Lizenzverträge bereitstellt, mit denen 
AutorInnen der Öffentlichkeit auf einfache Weise 
Nutzungsrechte an ihren Werken einräumen kön-
nen. Unter bestimmten CC-Lizenzen können diese 
freien Inhalte auch verändert und weiterverarbeitet 
werden. (Seite 41)

Entrepreneur (franz., sprich: autrprenör): Unter-
nehmer; Gründer und Inhaber eines Unternehmens. 
(Seite 20)

Europäische Aktiengesellschaft (Societas Euro-
paea = SE): Rechtsform für Aktiengesellschaften in 
der EU, die seit 2004 die Gründung von Aktienge-
sellschaften nach weitgehend einheitlichen Kriteri-

en ermöglicht. Für ArbeitnehmerInnen interessant 
ist die Bestimmung, laut der eine SE erst registriert 
werden kann, wenn eine Regelung zur Arbeitneh-
merInnenbeteiligung gefunden wurde. (Seite 17)

Fernschreiber: Gerät zur Übermittlung von Nach-
richten in Schriftform, das einer überdimensionalen 
Schreibmaschine ähnelt. Telex-Netze über Telefon-
leitungen wurden weltweit in den 1930er-Jahren 
aufgebaut und verloren in den 1980er-Jahren an 
Bedeutung. Die Nachrichten waren sofort als Klar-
text lesbar. Zusätzlich waren Lochstreifen ge-
bräuchlich, auf denen längere Texte gespeichert 
und nach Vollendung rasch und kostensparend 
gesendet werden konnten. (Seite 40)

Gig-Economy: Der Begriff für Wirtschaftsformen 
mit kurzfristigen Arbeitsverhältnissen nimmt Be-
zug auf die Art und Weise, wie MusikerInnen arbei-
ten, nämlich in Form einzelner Auftritte, den Gigs. 
(Seite 13)

Human Resources (Management): Personalwesen.  
(Seite 22)

hybrid: aus Verschiedenem zusammengesetzt, 
durch Kreuzung entstanden. (Seite 13)

kollaborativer Roboter (Cobot): Industrieroboter, 
der mit Menschen gemeinsam arbeitet und im Pro-
duktionsprozess nicht durch Schutzeinrichtungen 
von diesen getrennt ist. (Seite 14)

Linguistik: Sprachwissenschaft; beschäftigt sich 
mit allgemeinen Aspekten, die verschiedene Spra-
chen gemeinsam haben (Entstehen, geschichtliche 
Entwicklung, Erlernen und Artikulieren von Spra-
che, Grammatiktheorie etc.). (Seite 31)

National Science and Technology Council Com-
mittee on Technology: 1993 wurde das National 
Science and Technology Council (NSTC) auf Anord-
nung des US-Präsidenten eingesetzt, um die Wis-
senschafts- und Forschungspolitik zu koordinieren. 
Co-Vorsitzender dieses Rats, der aus mehreren 
Komitees besteht, ist der amtierende US-Präsident. 
Das Committee on Technology (CoT) hat die Aufga-
be, den Rat bei der Verbesserung der Effizienz und 
Produktivität von staatlicher Forschung und Ent-
wicklung zu beraten und zu unterstützen. (Seite 35)

Paltalk: Instant-Messaging-Dienst für Text, Spra-
che und Videochats; Moderation und Kontrolle in 
den Chaträumen werden von den BenutzerInnen in 
Eigenregie übernommen. Grobe Beleidigungen, Be-
drohungen und in einem Fall sogar eine Liveüber-
tragung eines Selbstmordes durch Erhängen 
brachten Paltalk in die Kritik. 2013 wurde bekannt, 
dass die gesamte über Paltalk stattfindende Kom-
munikation vom NSA mitgeschnitten, unbefristet 
gespeichert und ausgewertet wurde. (Seite 40)

Poster-Session: Begriff für jenen Teil von (wissen-
schaftlichen) Kongressen, bei dem Inhalte anhand 

von Postern präsentiert werden. Diese Poster blei-
ben in der Regel über einen längeren Zeitraum 
ausgehängt, während der Poster-Session geben die 
ExpertInnen dazu direkt vor ihrem Poster Erläute-
rungen ab und beantworten Fragen. (Seite 23)

Proteomik: Fachgebiet, das sich mit der Erfor-
schung der Gesamtheit aller in einer Zelle oder ei-
nem komplexen Organismus vorliegenden Proteine 
(= Proteom) beschäftigt. Das Proteom ist im Ge-
gensatz zum eher starren Genom (Erbgut) hochdy-
namisch und unterliegt ständigen Veränderungen. 
Viro(u)statika (Wirkstoffe zur Therapie oder Prophy-
laxe von Viruserkrankungen) wurden erst durch die 
Proteomik möglich. Weitere Anwendungen in der 
Medizin: Entwicklung von Wirkstoffen gegen Krebs, 
Creutzfeld-Jakob-Krankheit etc. (Seite 19)

re:publica: seit 2007 jährlich in Berlin veranstal-
tete Konferenz rund um das Web 2.0. Seit 2017 gibt 
es auch re:publica-Veranstaltungen außerhalb 
Deutschlands, ab Oktober 2018 sind regelmäßige 
Konferenzen in den USA geplant. (Seite 23)

SharePoint: Microsoft-Webanwendung für die Zu-
sammenarbeit in Teams, Intranet u. Ä. (Seite 39)

Wertschöpfungsabgabe: Abgabe, welche die lohn-
abhängigen Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversi-
cherung ersetzen soll und deren Höhe von der Wert-
schöpfung eines Unternehmens abhängt. Diese Art 
der Abgabe soll die Gewinne durch steigende Pro-
duktivität berücksichtigen und den Faktor Arbeit 
entlasten. Bei Unternehmen beinhaltet die Wert-
schöpfung den Produktionswert je Periode abzüg-
lich der in dieser Periode von anderen Unternehmen 
empfangenen Vorleistungen wie Rohstoffe, Ver-
brauchsmaterial etc. (Seite 37)

Wiener Kinder- und Jugendbetreuung: 1995 ge-
gründeter Verein für die freizeitpädagogische Ta-
gesbetreuung von Kindern direkt an den Schul-
stand orten. Aktuell betreuen etwa 1.000 Freizeitpä-
dagogInnen mehr als 25.000 Schulkinder an über 
100 Schulstandorten. (Seite 38)

World Café: Bei dieser Workshop-Methode finden 
sich in mehreren aufeinander aufbauenden Ge-
sprächsrunden von je 20 bis 30 Minuten vier bis 
sechs Personen an einem Tisch zusammen. Hier 
setzen sie sich mit einem konkreten Thema bzw. mit 
gestellten Fragen auseinander, die Ergebnisse wer-
den festgehalten. Nach der ersten Gesprächsrunde 
verlassen die TeilnehmerInnen ihren Tisch und mi-
schen sich an anderen Tischen neu. Die Tischgast-
geberInnen bleiben jeweils am Tisch zurück. Sie 
geben den neu Ankommenden die wesentlichen 
Gedanken der Vorrunde in das Gespräch mit, wäh-
rend die „Reisenden“ ebenfalls die Gedanken wei-
tertragen. Abschließend werden im Plenum die 
Ergebnisse präsentiert und reflektiert. (Seite 36)
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